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Die Saarfrage und der deutsch-polnische Pakt.
Die Entspan.nung, die Anfang Dezember in der Saarfrage ekiiell

wurde, bat in Polen erhebliches Aufsehen erregt und einigen Blattqein
Anlasz zu Betrachtungen über die Rolle gegeben, die Polen beimZu-«
standekomnieii des Saarabkomniens mitgespielt hat. Das-z der Kurs del
polnischen Auszenpolitik für die Entwicklung dieser Frage·nikl)kgleich-
gültig war und auch in Zukunft nicht gleichgültig ist,«liegtJus d«
Hand. Von jeher hat das deutsch-politische Bek-
liältnis in Vzechselwirknng zum deutschjstciliios
sischen Verhältnis gesta nden. Die Versailler Friedensmakber
betten lbk System Oiis dem Grundsatz der Gleichschaltung des froniesiskheil
und polnischen Verhältnisses zu Deutschland begriindetzd. h- Polen
hatte sich im Rahmen dieses Sgstems Deutschland gegenüberso zu net-
halten. wie Frankreich es wünschte. Und Frankreich stellte seinem ost-

lichen Vasalleii in Aussicht, sein eigenes Verhältnis zu Deutschland-
weiin es not tat, nach Möglichkeit nach den polnischeii Interessen zu

orientieren. Dieses System hat eine ganze Reihe von Jahren ganz Aiil

funktioniert Aber schon zu Briands Zeiten fing Polen On-

misztrauisch zu werden« Dasz die deutsche Korridorpropaganda »inwissen-—
schastlichen, publizistischen und selbst politischen Kreisen Frankreichs ernst-
haft diskutiert und aufgenommen wurde, wurde Von Polen als eine

grobe Rücksichtslosigkeeit des französischen Bundesgenossen emPsUUdNL
In der französischenPolitik glaubten sie mit wachsendem Unbehngekl
Tendenzen feststellen zu können, die darauf abzielten, Polen einer

deutsch-französischen Verständigung etwa i«t»1d-«
Weise zum Opfer zu bringen, dasz Deutschland iUII Ou-

geständnissez. B. im Saargebiet die sranzösischeUnterstützungUTde
Ostgrenzenfrage in Aussicht gestellt werden sollte. Ob dieserPollillshe
Verdacht gegen Frankreich begriiiidet war oder nicht, spielt»hierkeine
Rolle. Catsache ist jedoch, dafz das Mifztrauen in die franzosiskheOu-

oerlässigkeit viel dazu beigetragen hat. in Polen die überzeugiiiig
Vo«

der Notwendigkeit eines eigenen, nicht oon Paris diktierten außen-·
politischen Vorgehens zu stärken. Bald kamen dann auch noch emlge
weitere Momente hinzu, die sich in derselben Richtung auswirken
muszten In der Donaupolitik Cardieus, in der Auskenpolltlk
Herriots und später Varthous. in der Einstellung Frankreichs Juni

Viermächtepakt Mussolinis war immer stärker die cZ«Zeisiiii19
der französischen Diplomatie zu eirkennem d’,ie Sok-
derungen Und Interessen des polnischen stellilPeS
iinberücksichtigt zu lassen und schließlich ELUV
»k0nslkilklee« Politik in Europa unter Meg-

lirhster Ausschaltung Polens zu treiben.
»

In Warskhnii MUftte man diese Nichtachtung und ZiiruckselklingUUJ
so stärker empfinden,als gerade in dieser Zeit die Männer

ded

Pilsiidski-Kreises in den Vordergrund rückten, die dazu»neigten,«
des

auf militärischeni Gebiete gewonnene Vertrauen in die eigene

Kraft auch auf des Oubenpeiiiilrbe Gebiet zu übertragen oberst
Berk hat aus der«L’cige.die er vorfand, die Konsequenzen gezogen-
VZenn Frankreich siik Polen im Hinblick aus Deutschland kein Un-

bebingt zuoerlässigerBundesgenossemehr ist, dann musz»Ptolen·eben

darauf bedakbl»sein,sich nach bestenKräften aus der Abhangigkeibvon
Frankreich zu lesen Und- Wenn irgend möglich,mit Deutschland zu einein

direkten Einvernehmenzu kommen. Die Chance, die sich Oberst«Bock
hierbei bot, war die Machtergreifung durch den Rationalsozialismiis
im Reich— Mit PMI Pcikt Dem 26. Januar d. J. wurde auch Den

polnischer Seite die unbedingte Gleichschaltungder polnischenUnd stan-

ziziiichen Politik Deutschland gegeuubekgelöst nachdem ixe nach pol-
nischer Auffassung«VVi1.»8k0n«leeikhvorher schon verschiedene Male
— wenigstens versuchsweise —- gelöst worden war.

Zweifellos ist der Abschluszdes Paktes nicht ohne Folgen für das
deutsch-—französischeVerhältnis und damit auch für die Saarfrage ge-
bliebei1.»Denn mit dem Pakt wurde das gefährliche
und für Frankreich immer so nützliche Spannungs-
verhältnis zwischen Deutschland nnd Polen be-
seitigt. Die bei Frankreich so beliebte Methode, den deutschen
Partiier bei seinen Auseinandersetzungen im Westen dadurch zu schwächen,
dafz man ihm einen taiideren Ggener in den Rücken zu hetzen versucht,
hat sich im Laufe dieses Zahres wohl noch mit den Cschechen Und be-
sonders den Litaiierii, nicht mehr aber mit den Polen durchführen lassen.
Gewisssind auch andere Dinge für das Zustandekommen der römischen
daarprotokolle mitbestimmend gewesen· Aber sicherlich hat auch die
Erkenntnis, dafz Polen nicht mehr, wie es früher der Fall war, auf
iedeii Pfiff von Paris reagiert, in der Saarfrage einigermaßen er-

nurhternd auf .die französischen Geniüter gewirkt.
Es ist nun bezeichnend, wie sich die francophile Presse

der V a t i o n a l d e m o k r a te n zu dieser Frage verhält. Zunächst
neigt sie»dazu —- wohl um die Gültigkeit ihrer »Veweisführung« zu
iinterstreichen»—, die Bedeutung der in der Saarangelegenheit erzielten
Einigung zu überschätzenund alles, was in dieser Angelegenheit jetzt
noch geschehenwird, als eine hlosze Forinalität zu bezeichnen, die ganz
bestimmtoollig reibungslos ablaufen wird. ,,Paris reicht Berlin
djie Hand . . .« überschreibt z. V. der ,,V5ieczor Warszawski«, ein

oielgelesenesWarschauer VouleoardsVlatt, seinen Artikel. »Die Po-
litik»desMinisters Barthou ist mit ihm zu Grabe gegangen. Die

sFiqUidieruiigDoumergues hat den Frontivechsel erleichtert. D i e

französische Politik hat entschlossen die Vahiien
einer Verständigung mit Deutschland betreten.« Das
Wichtigste, schreibt das Blatt weiter, sei nicht der Inhalt der Abmachuiig
selbst, sondern die Tatsache, dasz eine solche Abmachung schon jetzt, oor

der Abstimmung,zustande gekommen sei, und dasz sie die Saarfrage schon
ietzt endgültig zugunsten Deutschlands entscheide. »Die Abmarhung be-
iveisk, dasz man jeden Glauben an die Möglichkeit eines für Deutschland
ungünstigenErgebnisses der Abstimmung verloren iind es seht-·eilig bel-
zu einem Einvernehmen mit Deutschland zu kommen« Das aber, näm-
lich die Möglichkeit einer Annäherung zwischen Deutschland und Frank-
reich, ist nach der Meinung der Leute mit nationaldemokratischer
Denkungsart, die sich durch keine Enttäuschung und keine Brüskierung
Lan ihrem heminungslosen Vertrauen und ihrer anerzogenen Liebe zu
Frankreich haben abbringen lassen, so ziemlich das Schlimmste, was

Polen überhaupt zustoszen könnte. Und so machen sie ihrer Regierung
geradezu einen Vorwurf daraus, durch »dieAnnäherung Polens an

Deutschland zur deutsch-französischenVerständigungbeigetragen zu haben.
Denn,»sosagen sie, sobald sich Berlin und Paris miteinander ver-

standigt haben, wird Deutschland mit der oollen Wucht seines »Er-
oberungsdranges« — über Polen herfallen.

Ein wenig nüchterne tiberlegung müszte sie freilich eines anderen
belehren. Die Männer in Polen haben sicherlich mehr Verständnis
sur »diepraktischen Dinge, die gerade in der gegenwärtigen Lage die
Errichtung des deutsch-polnischen Paktes begrüßen. Denn Deutschland
hat durch den Führer und seinen Stellvertreter im Laufe dieses Iahres
immerwieder erklärt, dass es nach der Rückkehr des Saar-

gebietes zum Reich zwischen Deutschland und Frank-
reich keinen Streitpunkt mehr gebe, der geeignet
wäre, eine deutslch-fk0nzösische Annäherung zu ver-

hindern. Die weiterblickenden Politiker in Polen
mnfzten a lso, sofern sie nicht an den Krieg glauben wollten, von

«

«-’0-i«ts(-t.a««» seit-; 590 tmtcii.)
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Die Glisiedlung im Jahre 1933.
.

Das Jahr 1933 war in siedlungspolitischer Hinsicht ein II b e r g a n g s-

jahr. Die libernahme der Macht durch den Rationalsozialisnius, der
mit wesentlich anderen weltanschaulirhen Voraussetzungen an die Sied-
lungstätigkeit herantritt, als es die früheren Regierungen zu tun pflegten.
hatte infolge der notwendigen organisatorischen Bindungen und infolge
der

.
erforderlichen agrarpolitischen Sicherungsmaßnahmen Zunächst ein

gewisses Abflauen der Siedlungstätigkeit zur Folge. Entscheidend mit-
gewirkt hat dabei auch die Tatsache, daß aus dem unruhigen Jahre 1932
nur wenig Land zur Siedlung bereit stand. Das zur Siedlung
be n ötigte La nd wird entweder von den gemeinnützigenSiedlungs-
unternehmungen durch freihändigenKauf, durch Ausübung des Verkaufs-
rechtes und durch Abgabe von Domänenland seitens des Staates sowie
aus Osthilseentschuldungsbetrieben erworben. Daneben werden auch
Ländereien von den bisherigen Eigentümern für Siedlungszwerke zur
Verfügung gestellt mit dem Auftrag, sie für Rechnung der Eigentümer
zu besiedeln, ohne daß die Siedlungsunternehmuiigen selbst die Ländereien

käuflirh erwerben.
Im Jahre 1933 wurden im Deutschen Reich 107058

Hektor Land von den gemeinnützigen Siedlungs-
gesellschaften erworben1 bzw. ihnen für auftrags-—
weise durrhzuführende Siedlung bereitgestellt. Reben

Merklenburg mit 26222 Hektor sind an dieser Summe Pommern
mit 15727, Ostpreußen mit 14975 und Riederschlesien mit
10 984 Hektor am stärkstenvon allen PreußischenProvinzen und außer-
preußischenLändern beteiligt. In B r a n d e n b u r g (einsrhließlirhBerlin)
wurden 5647, in der Grenzmark Posen-Westpreußen 2715
und in O b e rsrh l esie n 7430 Hektor für die Siedlung erworben. Das

sind in den Ostprovinzen zusammen 57 498 Hektor.
Das von den gemeinnützigen Siedlungsgesellschasten erworbene und

bereitgestellte Land stammte zum weit überwiegenden Teil (82 v. H.) o u s

p r i v a te n G ü t e r n (oon über 100 Hektor landwirtschaftlich genutzter
släche) und zu 6 v.H. aus Staatsdomänen und Reichsbesitz.
Die restlirhen12 v.H. wurden aus kleineren Besitzungen (oon
unter 100 Hektor landwirtschaftlich genutzter Fläche) erworben. In den

preußischen Ostprovinzen uiid in Mecklenburg sind der Staat und die
großen Privatgüter nahezu die einzigen Landgeber für Siedlungszwecke
gewesen. Im südlichenund nordwestlichen Deutschland traten die kleineren

Privatgüter (unter 100 Hektor) stärker als Landgeber hervor. Zost das

gesamte, für die Siedlung erworbene und bereitgestellte Land war schon
vorher bewirtschaftete Fläche. 4753 Hektor (= 4,4 v.H. der Gesamt-
flärhe) stammte aus Moor- und Odländereien (vor allem Han-
iiovers), die zur Besiedlung erst urbar gemacht werden mußten.

Die Zahl der Reusiedlerstellen blieb aus den eingangs
erwähnten Grün-den im Iahre 1933 hjnter den Zahlen des Borsahres
zurück. 1933 wurden im Reich 4914 Reusiedlerstellen mit einer Gesamt-
fläche von 60000 Hektor geschaffen. Das sind 46 v.H. weniger als im

Jahre 1932· Dabei ist zu beachten. daß die Schoffung von Reusiedler-
stellen in der zweiten Hälfte des Jahres 1933 bereits wieder eine er-

hebliche Zunahme erfuhr. Der Anteil der Ostprovinzen geht aus nach-
stehender Ubersicht hervor:

·"iiiä:3,
f

i919—1933
Zahl der Fläche Zahl der Fläche
Stellen ha Stellen ha

O·stpreußen. 721 9181 12 317 144170

Brandenburg . 613 7 467 8 231 69 888

Pommekn . . . . . . 558 7 872 8 734 130 858

Grenzmark Besen-West-
preußen . . . . · . 141 2 199 1 533 25 797

Niederschlesien 463 5 031 5 945 51 747

Obetichlefien 460 4 150 3 323 28 723

Preuß. Osten . . 2156 36 900 40 083 451 183

Deutsches Reich . . . 4914 60 297 62 371 662 407

Fast drei Fünftel der Reusiedlerstel en mit reichlich
drei sünfteln der släche entsielen danach»auf den
O st e n. Der Anteil des Ostens an der Gesamtsiedlungstatigkeit des

Reiches ist im vergangenen Jahre zurückgegangen, wogegen andere
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vornherein die Verständigung zwischen Berlin und

Paris als einen zukünftigen Faktor in ihre po-

litische Rechnung ausnehmen. Wenn sie das aber taten,
weil sie eine bewaffnete Auseinanderseizung nicht wünschten,dann mußten
sie auch im wohlverstandenen Interesse ihres Landes darauf bedacht sein,
daß durch das Zustandekommen einer deutsch-französischenVerständigung
keine Situation herbeigeführt wird, die sich für Polen vielleicht ge-

fährlich auswirken könnte. Sie können heute mit gutein Recht daraus
hinweisen, daß gerade der deutsch-polnische Pakt die

Gefahren von Polen abwendet, die die National-
demokraten glauben an die Wand malen zu müssen.
Man kann wohl sagen, daß diese Beurteilung des Zusammenhanges
zwischen dem Pakt und der Saarfrage ihre Richtigkeit hat. Und man

darf noch hinzufügen, daß es, wenn die Soar zum Reiche zurück-
gekehrt ist, auch möglich sein wird, im Osten einige bedeutsame An-

gelegenheiten in Ordnung zu bringen, die am besten von Deutschland
und Polen gemeinsam gelöst werden können. Dr. KredeL

Landesteile, vor allein Hannover und Oldenburg, nicht nur eine relative,
sondern auch eine absolute Steigerung ihrer Siedlungstätigkeit aufweisen
konnten. Der starke Rückgang, den vor allem Pommern, Ostpreuszen
und Riederschlesien in der Schaffung von Reusiedlerstellen im vergangenen
Jahre gegenüber dem Borjahre oufzuweisen hatten. erklärt sich daraus,
daß dort die aus den agrarischeii Sirherungsmaßnahmen stammenden
hemmenden Momente vorübergehend besonders stark wirksam waren.

Unter Berücksichtigung der Größe der geschaffenen Sied-

lerstellen ergibt sich im Iahre 1933 folgendes Bild: Von je l00

Reusiedlerstellen sind

Bollb uern
Einfpänner- Lands

Sonst·. s
a - Un l cGebiet

stellen
KualäilxiärmVIERTE-Stellest

Oftpreußeu . 71.3 24,8 0.3 3,6
Brandenburg . 51,7 32,8 5,9 9,6
Pommetn . . . . . 50,3 41,8 3,4 4,5
Grenzm. Pos.-Weftpr. . 53,9 35.5 2,8 7,8
Niederschlesien . 41,3 50,5 1,5 6.7
Oberschlesien 21,7 73.3 0,4 4,6

Preuß. Osten . . 48,4 43,1 2.4 6,1
Deutsches Reich . 50,0 38,2 3,8 8,0

Der· Anteil der V o l l b a u e r iist e l le n an der Gesamtzahl der Reu-

siedlerstellen ist also in O st p r e u ß e n am größten und in O b e r -

sch l e s i e n am kleinsten. Umgekehrt ist der Anteil der E i n s p ä n n e r-

u n d K u h b a u e r n st e l l e n in Obersrhlesien am größten und in Ost-
preußen am kleinsten. Eine solge der in den beiden Provinzen völlig
verschieden gelagerten sozialen Voraussetzungen der Siedlungstätigkeit.
Bei den ,,sonstigen Stellen« handelt es sich um G ä r t n e r -

, H o n d -

werker- und Industriearbeiterstellen. Obige relative

Angaben sind durch die nachstehenden absoluten Z oh le n d e r R e u -

siedlerstellen nach Betriebsgroßen zu ergänzen. Von den
1933 geschaffenen Reusiedlerstellen hatten eine släche von:

·
-, ,-

— Eisqu
.-

Gebiet gnäåt2h
«

Jhgo10h620mkeåzrIns-ges

Ostpreußen , 5 14 200 472 30 721

Brandenburg 53 41 148 322 49 613

Pommern . . . . . 18 14 137 321 68 558

Grenzm. Pof.-Westpr. . 7 2 16 78 38 141

Niederschlesien . . 12 32 195 207 17 463

Oberfchlesien 5 56 263 133 3 460

Preuß. Osten . 100 159 959 1533 205 2950

Deutsches Reich 260 343 1335 2622 354 4914

Die S i edle rauslese ist unter der iiationalsozialistischen Regie-
rung nicht nur hinsichtlich der b e r u f l i ch e n E i g n u n g sorgfältiger
geworden, als sie früher war, sondern sie wird jetzt auch unter B e r ü ek-

sichtigung rassisrher und erbgesundheitlicher Ge-

s i rh t s p u n k t e betrieben. Vevorzugt werden naturgemäß diejenigen
Siedlungsanwärter, die ini Siedlungsgebiet selber be-

he i ma t et sind und daher mit den örtlichen Wirtschafts- und Boden-

verhältnissen vertraut sind. Vor allem werden auch d i e bishe r auf
den ausgeteilten Gütern beschäftigten Arbeits-

kräfte, soweit sie den gestellten Bedingungen genügen, bei der Be-

selzung der Reusiedlerstellen berücksichtigt. Die Zahl der aus dem

betreffenden Siedlungsgebiet selbst stammenden Siedler ist im Jahre 1933

gegenüber den Vorfahren erheblich gestiegen. D i e W e st - O stsie d -

lung, die besonders seit 1926 eine steigende Tendenz aufwies, ist im

vergangenen Jahre zurückgegangen über die Entwicklung der West-
Ostsiedlung im Jahrzehnt 1924l1933 gibt nachstehende Ubersicht Auskunft.
In den Ostprovinzen (d. h. in Ostpreußen, Pommern, Brandenburg,
Grenzmark PosensWestpreuszen und Schlesien) sind aus Süd- und West-
deutsrhland stammende Reusiedler angesetzt worden (in Klammern West-
Ostsiedler in v. H. der Gesamtneusiedlerzahl in den Osstprovinzen):

1924 20 (1,1 W 1928 303 (109 0-») 1931 1126 (14,8 0-0)
1925 8 (0.8 W 1929 535 (12.9 o-«0) 1932 1270 (161 »Jo)
1926 42 (3.1 0-»i 1930 740 (12,6 o-,,) 1933 473 (12,9 0-0)
1927 175 (8,0 0Zo)

In dem Jahrzehnt 1924J1933 sind demnach insgesamt 4692 Reusiedler
aus West- und Süddeutschland in den Ostprovinzen angesetzt worden.
Im laufenden Jahre und in der weiteren Zukunft ist
mit einem starken Wiederansteigen der West-Ost-
sie d lu n g zu r e ch n e n. Vor allem die schwäbischenGebiete Süd-

westdeutsrhlands sind an einer vermehrten Ansiedlung ihrer überschüssigen
sungbäuerlichenKräfte, die im Lande selbst nur noch schwer oder über-

haupt nicht mehr unterzubringen sind, in den Ostgebieten des Reiches
interessiert. An Personen, die v o r der Ansiedlung ihren ständigenWohn-
sitz in den abgetrennten Ostgebieten hatten, sind in den

preußischenOstprovinzen im Jahre 1933 16 angesiedelt worden.

Wichtig ist auch die Frage, wieviel Menschen insgesamt durch
die Siedlungstätigkeit auf eigenen Grund und Boden angesetzt worden



ind. ierüber, d. h. über die Zahl der Siedler und ihrer

Isamislienangehörigemgibt folgende Aufstellung Auskunft:

.
«

d SZF
l deri-

- l d avan ie er· un

Gebiet XII SENDFle M segnete-«aml len-

Stellen angehörigen 14 Jahren 19183111933

Ostpreußen . 721 3 235 1158 55 898

Brandenburg 613 2 350 707 34 152

Pommern . . . . . 558 2 385 746 39 793

Grenan. Pos.-Westpr. . 141v 531 150 74Z7
Niederschleiien . . 463 1 963 721 24 ans

Oberichlesien 460 2 187 d32 15 729

Preuß- Osten . 2956 12 651 4314 177657

Deutsches Reich 4914 20 719 7013 208 779

Reben der Errichtung von vollständig neuen Siedlerstellenfuhren die

Siedlungsgesellschaften auch die sogenannte A n l i e g e r s i e d l u n

gdurch, bei der bestehende Kleinbetriebe durch die Juteilung von Lan
auf die Grösze ,,selbständigerAckernahrungen« gebracht werden.

»

Die

Landzulagen werden den Kleinbesitzern entweder zu E i g e ntu m über-
geben oder als Pa chtland (mit oder ohne »Kaufanwartschaft)Uber-

lassen. Die Anliegersiedlung hat sich im Zahre l933
eben auf der Höhe der Borjahre gehalten, sie ist·alse
durch den Umbruch in der Siedlungspolitik, der mit der MachtergreifUNg
durch den Rationalsozialismus verbunden war, nicht aufgehalten worden-
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wie das bei der Reustellensiedlung vorübergehendder Zall gewesen ist. Die

Statistik unterscheidet Landzulagen zu Eigentum und solche zu Pacht.
über« die Anliegersiedlungen mit Landzulagen zu
E i g e n t u m im Jahre 1933 und in der Zeit von 1919 bis 1933 siehe
folgende Aufstellung:

1933 1919 — 1933

Gebet
san des extent-e sshi i-» Insekt-z-
Anlieger lia Anlieger hu

Oftpkeußen . . . . . . . 736
l

2 315 7 684
I

25 494

Brandenburg . :383 965 3 729 . 7 179

Pommern . . . . . .

«

990 2 859 6155 16151

Grenzm. Pos.-Westpr. . . 158 441 759 2 352

Niederschlesien . . . . . 2389 4 159 28 619 41494

Oveiichiefien . . . . . . 1561 2 416 15 442 16 553

ZreufzOsten . . . 6217 13154 64 688 109 223
eutsches Reich 8480 14 847 104 627 159 145

Danach ist die Anliegersiedlung vor allem in Schlesie ii üblich. Mit
47 061 Landzulagen und einer zugelegten släche ooii 58147 Hektor in
der Zeit von 1919 bis 1933 entfällt auf Schlesieii weit über die Hälfte
aller in Preuszen vorgekommenen sälle von Laiidzulageu zu Eigentum
und etwa 45 v. H. der Fläche. Die zu Pa cht vermittelten Landzulagen
sind bei weitem nicht so zahlreich. (Die statistischen Angaben stammen
aus Z. Bierteljahrsheft z. Statistik des Deutschen Reiches 1934.)

Memel im Kampf—
Wer ist Bruvelaitis?

Bcuoelaitis, der derzeitige Präsident des Menieldirektoriums,ist das
uneheliche Kind der Tochter eines kleinen Landwirts aus DinivethenW
Kreise AtemeL Er wurde am 24.- Februar 1900 geboren· Seine clentter
heiratete später einen Zimmermann, der jetzt als önstmannbei tintBesitzer Jakob Broszeitis in Wewerischken wohnt. Dort und in Ernste ZU
hat Bruvselaitis eine einklassige Bolksschule besucht;. Bis 1916 war er
auf dem Hof des Brotgebers seines Pflegevaters tatig. 1.918wurdebeials Marinesoldat zum deutschen Militär eingezogen, hat die Zront a

ex
nicht mehr erlebt. Rach dem Kriege kam er nach Riemel, wurde dor

Hausmeister bei dem HökereibesitzerGailowobitz in der. Alexanderltkexikz
1920 besuchte Bruvelaitis das litauische Lehrerseminar m Taureggelli

ld

zur Prüfung ist er jedoch nicht gekommen. Seine »grofzeZelt begegll
mit dem Litauereinfall ins Alemelgebiet im Januar 1923. Damals WUk e

er ,,Stadtkommandant«von Heydekrug Als ein Mann, der das·Be-
dürfnis hatte, sich verschiedene Minderwertigkeitskomplexeabzureagiersanxiourde er extremer litauischer Ehauvinist, schlieleich sichrer e-

20. Detachments der litauischen Schützen,Abteilung cZiiemelget)let-

Der Landtag einberufen. .

»
»

Die Litauer schienen sich recht sicher zu fühlen. Jedenfalls liefz bdie
Einberufung des Landtages, die schon zum 13.De3em»ktle)l;erfolgte, diesen Schlusz zu. Sicher fühlten sie sich aber ganz gewiszusbdeshalb, weil sie irgendwelchen Anlafz zu der Annahmehetteni O

«

die Ri ein e l b e v o· l k e r u n g hinter dem neuen Direktorium steht-

lOiidetn deshalb, weil sie glaubten, die Landtagssitzung genugend»Dek-
bekeltet« ZU heben. Zunächst ist nämlich d i e Z a h l d e r A b g e O k

23
neten durch cMondatseiitziehungen von 22013f

t
h e r O b g e l e ist worden; damit die Ersatzmänner nichtka ,d12 en '

rechteten Abgeordneten einspringen können, find auch diesen die Man-

date ,,vorsorglich«entzogen worden. öm ganzen hat der Gouverneur
30 Abgeordneten und Ersatzmännern die Fähigkeit zur Bekleiduiigvon

Landtagsmandaten wider-rechtlich entzogen. Dann schienen die Litauer

grofze Hoffnungen auf die Anziehungskraft der Memelsepacjantllten zu setzen, — so werden in der Bevölkerung die beiden i-

glieder der Landwirtschaftspartei, Buttgereit und Grl·g·0t- gle-
nennts dle llch als Verräter in das Direktorium Bruvelaitis he ett

hineinlorken lassen. Die Litauer nahmen an, dafz der Bolksverrat dlilekbeiden Auszenseiter oerwirrend auf die anderen Abgeordneten wir·en
Uktd Vielleicht Uech sdlelen oder jenen dazu veranlassen wer-de-ieMe
Stimme dem neuen Direktorium zu geben. Bruoelaitis, »derseit Wochen
im Atemelgebietberuinreiste und alle ihm irgendwie geeignet erschwoll-
den Leute personlich aufsuchte, hatte mit V g k j p k g ch·un g e n n i chli
g el P C V ts CI hatte auch mit dem önaussichtstellenpersonlicherBortei e

für die, die sich seiner Politik oerschreiben, nicht gekargt. Ganz systks
matisch wurde eine Zuhlungnahme dek- einzelnen den —-

lchen Abgeordneten untereinander vor der Lasts-ta g s s i tz u n g v e r h i n d e r t. Die Staatssicherheitspolizeihatte es

·

Memeler Postamt beauftragt, sä m t l i che E e l e g i-· a m m e u n d

Briefe des Landtagsbüros anzuhalten und» der

Polizei zu übergeben. Das ist auch geschehen.·Bereits ani

4. Dezember waren die«Briefe des Landtagsbüros, die ·S»inlstkl9ell·?ls
sralciionslitungeii enthielten, angehalten und der-—politischen·Pelnet
zugestellt worden. Bruvelaitis wollte also die Eätigk eit d e r

deutschen Parteien lahmlegen, um mit dem Landtag nach

Belieben umspringenzu konnen.

Zur ,,Vsekt?eke.ltl,lltg«derLandtagssitzung hat auch«fo·lgendeMass-
nahnie gehört: Das Direktorium Briivelaitis bat die

Durchführung der Verordnung über die Einführung
der litauischen· Unterrichtssprache in den Volks-
schulen des Meinelgebieltes ,,bis zur endgültigen
Regelung« ausgesetzt ,,mit der Maßgabe, dasz eine
ll b e r p r ii f u n g stsat t find e n wir d.« Bekanntlich wurde diese
Bietorsdnung noch von R e is g g s unterzeichnet. B r u v e l a i t i s

mischtejetztalso»den Eindruckerwecken, als ob er ja gar nicht so schlimm
ware, wie er hingestelltwird. Er sehe ja ein, dasz das nicht so- ginge,
wie Reisggs sichs gedacht’habe..

.. Er ivill den cZiieinelländerii Sand iii
die Augen streuen. Er will Hoffnungen wachrusei1, an deren Erfüllung
er, der litauisrhe Schutzenfu-hrer, doch am allerwenigsten denkt. Er will

sichldas Bertrsauendes Landtags erschleichen, will unbedingt eine cMehr-
heit fur sich»im Landtag gewinnen, die seine Politik unbesehen sanktio-
niert. Er will die Berordnung ,,aussetzen«.Darau, sie a u f z u h e b e n,
denkt er nicht. Er will sie noch einmal ,,überprüfen«. Bielleicht mit
dem Ergebnis, dafz auch noch die Litauisierung der letzten sechs Schulen
verfügt wird, denen man bisher iioich die deutsche Unterrichtssprache zu
belassen geruht hat. .

Das schlechte Gedächtnis.

Deutschlandwird das, was heute im Memellaiide geschieht, ganz
gewisznicht vergessen. Jeder einzelne Eerrorakt wird in das Gedächt-
nis nicht nur der Riemelländer, sondern in die Erinnerung jedes Deut-

lchen, dem das Schicksal der Bolksgenossen vor den Grenzen des
Reiches am Herzenliegt, eingeprägt sein. Und sdie Zeit wird kommen,
da»den·derzeitigen Machthabern des Riemelgebietes die Rechnung
prasentiert werden wird. Sie sollen sie dann auf Heller und Pfennig
begleichen. Richt vom litauischen Bolke als solchem wird man dann

Rechenschaftfordern. Was kann schlieleich der kleine Bauer dafür,
dqlt politische Hochstapler und selbstsüchtigeKreaturen mit dem Ranien
seines Bolkes Schindluder treiben? Das deutsche Gedächtnis für ge-
lchehene Dinge wird jedenfalls besser sein, als das des derzeitigen
Gouverneurs Ravakas, der seit einem Jahre das Riemelgebiet
schikaniert, im Jahre 1928 aber noch eine Broschüre unter
dem Eitel »Die Entstehung Litauens« herausgab,
in der er voller Anerkennung und Dankbarkeit von

der Hilfe spricht, die Deutschland dem litauischeii
Bolke bei der Errichtung seines Staates und bei

dessen Sicherung gegen den Bolschewismus ge-
l e i st et h a t.

sür Ravakas wird dieses Bekenntnis von 1928 heute wohl eine
P einliche Erinne run g sein,da ein Bergleich des danials Ge-
sagten mit dem heutigen Tun die innere Unwahrhastigkeit
der politischen Abenteurernaturen Litauens charak-
terisiert. Cn der erwähnten Broschürebeschreibt Ravakas u. a. die

Kämpfe Em- den Ort Jedalllsllkl)keli: die litauischen stei-
scharler,erzahlt er, setzten sich, als sie von den Bolschewikeii aus dein

Qrt hinausgedrängt wurden, sofort niit den deutschen Eruppen in Ber--
blU«dUUg-dle»Unt·erMai-Dr Hyltlken die roten Angreifer warfen.
.,D"araus ergibt sich«,heiszt es.m dem Bericht, ,,d asz w i r oh n e d i e

de»utsche«·Hilfe out keinen soll hätten Widerstand
leiste n k o·ii ii e n—«Es war fur die Litauer, schreibt Raoakas weiter,
eer Verlchlgungs dass Maler Huniken mit seinen Leuten bei ihnen
blieb; die Anwesenheitder Deutschen war fiir sie die Garantie, dasz
die Bolscheiviken nicht Mehrangreifen würden. Die Litauer sandten
den Deutschen folgeUPesDankesschreiben für ihre Hilfet »OM

Ramen des Kreiskomitees in Johannischkeli, ge-
wählt von allen Bertretern des Kreises ohne Unterschied des Standes,
danke ich den deutschen Cruppen für die Befreiung



des Landes von der Sklaverei der Bolsrhewikeu
nnd gratuliere den deutschen Tr"uppen, dasz sie inso
schwerer Zeit den litauischen Nachbarn zu Hilfe
g e k v m me n sin d und die demokratische Ordnung im Land unter-

stützen. Darum glaube ich auch, dafz Sie dem litauischen Volk auch in
Zukunft die Hilfe nicht verjagen werden« Weiter werden die deut-
schen Trupppen in dem Schreiben um weiteren Beistand bei der Heilung
der von den Bolscherviken dem Lande geschlagenen Wunden gebeten.
Unterzeichnet ist das Schreiben vom Präsidenten der Ersten Abgeord-
netenversammlung, Vizepräsidenten des Kreiskommitees von Zohannisch-

keäiz
J o n a s R a v a k a s

,
dem derzeitigen Gouverneur des ·Memel-

cfe ietes.
I

Litauisierung der Vor-— und Zunamen.
Am il. Dezember veröffentlichte das ,,Amtsblatt des Memel-—

gebietes« eine noch von dem inzwischen abgetretenen Reisggs unper-

zeichnete Verordnung über die Litauisierung der Vor- und
Zunamen der Bewohner des Memelgebietes. Man hat die Ver-
ordnung noch von dem ohnehin unmöglich gewordenen Reisggs und
seinen cRegierungskomplizen Zonufzaitis und Szwillus nnterzeirhnen
lassen, um den ,,neuen Mann«, Bruvelaitis, gleichsam mit ,,reiner
Weste« antreten und ihn als den unschuldigen Zungen erscheinen zu
lassen, der sdas Unglück hat, den Mist seines Vorgängers mit auf seine
starken Schultern nehmen zu müssen. Die Verordnung besagt: ön
Urkunden und amtlichen Schriftstücken sind die Vor- und Zunamen
von Personen in der amtlichen litauischen-Schreibweise
niederzusrhreiben. In sden Urkunden sind daneben die Vor-— und

Zunamen in Klammern so hinzuzufügen, wie sie in den alten amtlichen
Urkunden geschrieben sind (also deutsch). Die Vor- und Zunahmen
litauischen Ursprungs müssen ohne Verletzung der Grundsätze der

litauischen Sprache in litauischer Schreibweise geschrieben wer-den und
zwar so, wie sie in der litauischen Sprache ausgesprochen und nach der
Phonetik der litauischen Sprache geschrieben werden. Die Vor- und

Funamen nichtlitauischen Ursprungs werden in nichtlitauischer
Schreibweise ohne Änderung des Namens, jedoch unter An-

hängung der litauischen Endung geschrieben. "Rame und
Endung werden durch einen Apostroph getrennt. Jst der Vlorname
einer Person nicht litauischen Ursprungs und gibt es in der litauischen
Sprache für ihn einen ihm entsprechenden Vornamen, so ist dieser
niederzuschreiben (z. B. Wilhelm-Vilius; Fritz-Fricas). Ietzt sollen also
auch noch die deutschen Namen im Meinelgebiete verschwinden, damit
die Bewohner auch ganz bestimmt »echte Litauer« werden. VZenn dann
die Ramen alle abgeändert sein werden, werden die Litauer feststellen,
dasz es im Memelland überhaupt keinen Deutsch-en mehr gibt. Denn
nach der Auffassung, die in litauischen Kreisen vertreten wird, ist einer,
der keinen deutschen Namen hat, auch kein Deutscher. Eine einfache
Methode — wenn die Objekte, auf die sie angewandt wird, nicht eben

Menschen wären, deren Volkstum sich nicht mit ein wenig Tinte ab-
ändern läfzt.

Litauischer Mordversuch in Memel.

liber ein Schulbeispiel litauischer Verdrehungskunst berichtete die

,,Preufzische Zeitung« am s. Dezember folgendes:
Bor kurzem fand ein Terminvor demAiemeler Schöffen—-

gericht statt, der sich mit politischen Vorgängen beschäftigte, die bis
in den Februar 1932 zurückreichen. Am 7. Februar 1932 nämlich hatte
der Vorsitzende der Landwirtschaftspartei des Memelgebiets, E v nr a d,
eine Versammlung seiner Partei nach ’Deutsch-Erottingen, Kreis Memel,
einberufen. Den litauischen Behörden schien diese Gelegenheit sehr günstig
zu sein, die Bevölkerung durch ihre Parteigänger aufzuhetzen, e i n e n

Tumult zu inszenieren und in dem Wirrwarr die

Führer der Versammlung, wenn möglich, durch
Meuchelmord zu beseitigen. Zu diesem Zwecke wurde, wie
die Untersuchungen einwandfrei ergeben haben, den l i t a u i s rh e n

Eisenbahnbeamten, den Gefängnisbeamten in Bajoh-
ren usw. der Befehl erteilt, mit geladenen Revolvern und mit Feld-
steinen, Eisenstücken und faulen Eiern zu dieser Versammlung zu er-

scheinen. Dieselbe Aufforderung erging an die groszlitauisch eingestellten
Besitzer der Umgebung des Versammlungsorts. D e r L eiter d es

litauischen Zuchthauses in Bajvhren, Ackstenis, er-

teilte seinen Beamten Anweisungen zu dem liberfall
und versprach ihnen im Falle des Gelingens eine

hohe B elo h n u n g. So hatte man etwa 100 litauische Personen
zusammengetrommelt, die zum gröszten Teil aus Groszlitauen stammten.
Auszerdem standen auf Veranlassung des Kriegs-
kommandanten Liormonas auf dem Kasernenhof in
Memel 40 litauische Soldaten zur Verfügung, die

scharfe Munitionund Handgranaten erhalten hatten,
um nötigenfalls in die Vorgänge bei der Versammlung einzugreifen. Als
der Redner die Versammlung eröffnete, erhob sich ein wüstes Geschrei.
Man verlangte, dafz litauisch gesprochen werden sollte. Litauisch sprechende
memelländischeLandwirte versuchten, die Schreier zu beruhigen. Deren
Gebrüll wurde jedoch immer wilder und lauter. Auch den Aufforde-
rungen der anwesenden Polizeibeamten kamen sie nicht nach, sondern
fingen an, mit faulen Eiern zu werfen.

Da rifz den Memelländern die Geduld, und mit dem Rufe: »Memel-
länder herant« stürzten sich etwa sieben memelländischeLandwirte auf die

wildgewordene Horde und haben unter Zuhilfenahme vvn Spazierstöcken,
Gardinenstangen. Stühlen und sonstigen beweglichen Gegenständen d i e

100köpfige Bande in wenigen Minuten in die Flucht
g eschla g e n. Von drauszen setzte daraufhin ein Hagel von Feldsteinen
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gegen das Versainmlungslokal ein, wobei Türen und Fenster zertrümmert
wurden. Achtscharfe Revolverschiissh die dem Führer
d"er" Landwirtschaftspartei, Eonrad, und dem Land-—

tagsabgeordneten Bertuleit galten, verfehlten glück-
licherweise ihr Ziel. Die verprügelten Litauer liefen zu der naheliegenden
Vahnstativn ans Telefon, um von Memel Hilfe zu holen. Die 40 Soldaten

fuhren, nachdem der führende Offizier eine Ansprache gehalten und die
ihm unterstellten Soldaten zur Tapferkeit und zur Pflichterfüllung siirs
Vaterland ermahnt hatte, tatsächlich mit einem Lastauto ab, erhielten
aber unterwegs die Nachricht, dasz die Versammlung bereits geschlossen
sei. Dieser hinterlistige liberfall erregte bereits damals gröfztes Aufsehen.

Als die memelländische Polizei einschritt, und ein

Verfahren gegen die Haupträdelsfiihrer einleitete,
haben die litauischen Behörden diese nach Grofzs
litauen versetzt. Trotzdem liesz das Direktorium Schreiber diese
Angelegenheit nicht ruhen und hat g e g e n Z 7 il b e lt ä te r A n k l a g e

wegen Landfriedensbruch, Mordversuch, Haus-
f r i e d e us b r u rh u s w. e r h o b e n. Litauischerseits wurde dieser
Prozeß, in dem man fürchtete, blamiert und blos-gestellt zu werden. so
lange als möglich verschleppt. Erst nach zwei Jahren und
a cht M o nate n, als das ungesetzliche litauische Direktorium Reings
ans Ruder gekommen war, das seinen Einflusz auf die Justiz des Memel-

gebiets rücksichtslos geltend machen konnte, wurde ein Termin angesetzt.
Der Vertreter der Angeklagten leitete ein ne u e s V e r s ch l e p -

p u n g s m a n ö v e r ein, indem er den einen Schöffen, eine ehrenwerte
und angesehene Persönlichkeit, als befangen ablehnte. Seinem Antrag
wurde entsprochen und die Verhandlung auf den Dezember vertagt mit
dem Bemerken, dafz dann die Offentlichkeit »wegen Ge-

fährdung der Staatssicherheit« ausgeschlossen werden
würde. Man kann sich ja denken, was aus diesem Prozefz schlieleich
herauskommen wird. Die litauische Presse hat am Tage nach diesem
Termin die Stirn gehabt, zu behaupten, dafz die litauische Bevölkerung
durch die Versammlung der Deutschen in ihrem patriotischen Gefühl
beleidigt und aufgereizt worden wäre, und dafz man die memelländischen
Landwirte zur Rechenschaft ziehen müsztel

Made in Germaan.
Litauischerseits ist man bei der Beschaffung von Industrieerzeug-

nissen bestrebt, die deutschen Firmen auszuschalten. Das
sollte auch bei der Beschaffung von Ein r i ch t u n g s g e g e n st ä n —-

den für die automatische Telephonie geschehen. Der

litauische Postdirektor A u g u st u o l i s hatte sich s. st. mit einem

ganzen Stab von Postbeamten nach England begeben, um dort die

automatische Telephonie zu studieren und die Apparate zu bestellen.
Als diese schlieleich in Memel ankamen, war man nicht wenig er-

staunt, als man auf alle diesen Apparaten den Firmenaufdruck
Siemens ä- Halske, Berlin, las. Das Mißgeschick ist um so
gröber, als- nun eine ganze Menge weiterer Einrichtungsgegenstänsde
für die automatische Telephonie von derselben Firma genommen werden

müssen, damit sie zusammenpassen. Litauische Postbeamte haben fest-
gestellt, dafz Litauen all diese Apparate bei einem
direkten Bezug von der deutschen Firma um einige
Millionen hätte billiger haben können. Ähnlich ist es

der litauischen Postbehörde auch bei der Beschaffung von Isolier-
puppen für die Telegraphenstangen ergangen, die auch aus England
bezogen wurden, aber den Ausdruck »Made in Germang« — her-
gestellt in Deutschland — trugen.

My- MADWW

»so-MAijij-



« - A-

s s s v s v ss s-

ön B i e l i tz fanden am 9. Dezember Kommunalwahlenstatt. Diese
Wahlen waren in mehrfacher Hinsichtinteressant. Junachst deshalb,
iveil diese Stadt im ehemaligen osterreichischen Schlesien dge einzige

Stadt des polnischen Staates ist, in der das deutsche B·olks——
eleinent noch heute stärker als das polnische ist. Und

ferner deshalb, weil hier die Gegensatze der verschiedenen
d eu tsch en Pa rte i e n in einem offenen Wahlkanipf ausgetragen
wurden. Allgemein, auch von polnischer Seite, wird die Ansicht ver-

treten, dafz die Bielitzer Wahlen eine grofzere .als blofzs lokale Be-

deutung besitzen. Znsgesamt waren 11 Kandidatenlisten auf-

gestellt worden. Den Polen war es gelungen,«unt»er«dem,Ramen
J,Polnis«·ther Wirtschaftsblork« eine Einheitslistezustande-
zubringen, obwohl auch iii ihrem Lager scharfeparteipolitische Gegen-

sätze bestehen. cNur die polnischen Sozialdemokraten machten
bei dieser Einheitsliste nicht mit. .Sie bildeten mit den deutschen
Sozialdemokraten eine gemeinsame Liste. Die Deutschen waren

mit drei Listen vertreten, und zwar: Jungdeutsche
Partei, Deutsche Partei und Deutsche Ehristliche
Ständeliste (christlich-sozial). Trotz wochenlangerBemuhungeii
war eine Einigung unter den Bielitzer»Deutschen,die zweifellos(zu
einem besseren Wahlergebnis geführt hatte, nicht zu erzielen. pie
beiden anderen Gruppen glaubten, der Jungdeutsrhen Partei den sub-
rungsanspruch nicht zuerkennen zu dürfen. Das Wahlergebnishat frei-
lich gezeigt, dafz die Jungdeutschen durchaus berechtigt sind, die Führung
des Deutschtums in Bielitz für sich zu verlangen. Hmmerhinwar es

doch noch gelungen, zwischen den drei deutschen Parteien eine Listen-
verbindung zustandezubringen, so dasz wenigstens keine

Reststimmen verloren gingen. Am schlimmstenist die Jet-
splitterung im indischen Lager gewesen.»(DieJuden zogen

mit fünf verschiedenen Listen ins seid: Revisionisten, Handwerker,
Demokraten. Regierungstreue und Jionisten. Als Il. Gruppe kani
srhlieszlich noch eine ,,52iste des privaten Beamtenstandes .

eine reine Berufsgruppenliste, hinzu, die auf deutsche ebensowie auf

poliiische und jüdisrhe Stimmen spekulierte. Das Ergebnis ist folgendes:
Bei einer Wahlbeteiligung ooii 86 v. H. erhielten:

Poliiischer Wirtschaftsblork . . . . 4834 Stimmen 13 Mandate

Liste des privaten Beamtenstandes 91 »

—

»

Deutsche Ehristl. Ständeliste . . . 980 »
Z »

Sozialdemokraten . . . . 1512
»

Z »

Deutsche Partei FZI7
»

Z »

Jungdeutsche Partei . . . . . . 2584 »
7 »

Jüdische Revisionisten . . . . . 397 »
1 »

Jiidische Handwerker . . . . . 333 »

—

»

Uiiion demokratischer Juden .

,
. 330 »

1 »

Regierungstreue Juden . . . . . 282 »
l »

Zsoslsslkn . . · . . »
J »

Die Polen haben also bei 4834 Stimmen 13 Maiidate erholte-I-
Die drei deutschen Parteien haben bei 4781 Stimmen gleichsOllS

DieGemeindiewalzlenin Vielitz.
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13 Mandate gewonnen. Aufzerdeni sind auf der deutsch-
politischen Liste der Sozialdemokraten noch drei

Deutsche in den Bielitzer Stadtrat gekommen. Die
weitaus stärkste Gruppe der Deutschen ist die Jungdeutsche Pa r t e i.
Die »bürgerliche«Liste der Deutschen Partei mufz sich niit der knapp-en
Hälfte der Zahl der iungdeutskhen Stimmen begnügen. An letzter Stelle
steht die christlich-soziale Gruppe, die etwa der Paiit-Linie folgt. Die
,,übernationale« Beamtenliste hat völlig versagt. Und unter den Juden
ragen die Jionisten bei weitem hervor.

Die letzten Bielitzer Geineindewahlen fanden
1929 statt. Damals hatten die drei deutschen Parteien insgesamt
4438 Stimmen .aufzuweisen, also über 300 weniger als bei den jetzigen
Wahlen. Davon entfielen damals auf die Juiigdeutsche Partei
1150 Stimmen (setzt 2584). Während sich die Gesamtstärke der deutschen
Parteien« in Bielitz von 1928 bis heute nicht wesentlich verändert hat,
sind bei den anderen Parteien ganz erhebliche Berschiebungen vor sich
gegangen. Die national gemischten Sozialdemokraten, die
heute bei 1512 Stimmen 4 Mandate haben, hatten damals 3407 Stimmen
nnd 10 Mandate (darunter 7 Deutsche). Die Polen hatten damals
1923 Stimmen und 6 Mandate (heute 4834 und 13). Die Juden
hatten damals nur eine einzige Liste aufgestellt, für die sie 2100 Stimmen
(ietzt zusammen 2648 Stimmen) erhielten. Rechnet inan die deutschen
Sozialdemokraten den deutschen Parteien hinzu, so wurden 1929 in das
Bielitzer Stadtparlament insgesamt IS, jetzt nur noch 16 Deutsche
gewählt.

Die zahlenmäfzigenSieger sind bei den Bsahlen ooiii 9. Dezember
also die Polen. Die Hauptverluste haben die Sozialdemokraten zu
tragen, die etwa 1900 Stimmen z. T. an die Polen, z. T. an die
deutschen Parteien (oor allem wohl an die Jungdeutschen) abgeben
inufzten. Auch die Juden haben irsohl einen gröszeren Teil ihrer früheren
Wählerschaft an den Poliiischen Wirtschaftsblork verloren; dafür haben
sie einen geringen Jung aus den Kreisen der ehemaligen deutschen
oder sozialdemokratischen»Wählererhalten. sür die Deutschen wäre das

Ergebnis sicherlich günstigergewesen. wenn sie geschlossen aufgetreten
waren und« wenn sie im Wahlkampf über ähnliche materielle und
moralische Druckmittebverfügthätten. wie sie den Polen zur Verfügung
standen. Der Poliiische Wirtschaftsblock hat es — allein
nationalen«"» Eifer zum Trotz — nicht versch niäht, mit Pla-
katen u»·ndAufrufen in deutscher Sprache für seine
Kiste zu werben. Die Tatsache, dafz der kommissarische Bürger-
ineister von Bielitz. Dr.»Przi»ibgla, zugleich auch der Spitzen-
kandidat der polnischenOiste war, sicherte dem polnischen Block in

propagandistischerHinsichtvon vornherein ein sicheres und weidlich aus-—
genutztes Ubergewicht Jum Beispiel hat dieser Dr. Prgbula die

offene Stirninabgabe verfügt. Der Wojeivode Grazgnski hatte
ihm das auf einen Protest der deutschen Parteien hin zwar unter-
sagt. Ain Wahlsoniitag aber inufzten auf Anordnung politischer Amts-
organe in einigen Wahllokaleii trotzdem die Stimmen offen ab-
gegeben werden.

Wieder ein französischerFinanzlkandal in Polen.
Die Pariser Presse ist darüber erbost, dafz gerade setzt, wo die fran-

zösischeOstpaktnote in Warschau vorliegt nnd es darauf ankommt, eine

lnoglichst keine Atmosphäre Zwischen Frankreich und Polen In scholl-Its-iii Warschau e i n n e u e r S k a n d a l ausbricht, in dessenMittelpun
ebenso wie im salle Jgrardoiv, das französischeKapitalsteht. cllZiesnzahandelt es sich um die Warsrhauer Elektrizitatswer e, «ie

sich in französischenHänden befinden. Die franzosische»So M P Wnkl
e

d’Electricit6 de Barsovie« ist die Besitzerin dieser dere-
Hlntek chk steht die grosse fkonjösiskheElektrogruppe B o u s q ne t

.b ellixn
Einflufz auf das amtliche Frankreich auch in. Polen zu iviederto»ai;cMalen sehr deutlich zum Ausdruck gekommen ist. Die Gesellschobidi)
eine Zsjährige Konzessionfür Bau und Betrie est
WCleschauer Kraftwerkes, die vom li. Januar·190»2st0n1i;n—und am 10. Januar 1937 ablaufen wird. Die Gesellschaft»Iste l n

tilfes
klassiges Berdieiistunternehmen -iind hat in den eh n

Jahren der furchtbaren cZJtJiirtschaftskriseund der groszen Berlatrmuäg
Polens Dividenden von 15—20 Prozent vertei .hlsist kein Wunder, wenn sie dieses Geschäft festhalten willundunter zag:
reichen Borwändeii seit Jahr und Tag lebhaft narh einer B e r l a

ili
g -

rung ihres Konzessionsvertrages um eine AnzathivlnJahren verlangt. Die Stadt Warskhau ist hieran in keinerlinteressiert, im Gegenteil: ihr hat nach Ablauf des Vertrages, a so n c)l
wenig weht Als zwei Jahren, das ganze investierte Betriebsvernitogece
dek Gesellschaft ohne sede Cntschiidiguiig zuzufallen. Solche Yexbklflä
sind zwar im allgemeinen in zioilisierten europäischenStaaten wenig u

i«b:
pflegen aber mit Orient- und Südamerikastaatenauchheute·nokl)full:geschlossenzu werden. Regelmäfzigpflegt auch dort die Konzessionsgåe;
schostp wenn oek AdloUstekJnlnihres Bertrages her.annal)t·.dessen

. eli:
iängerung zu fordern-»derie nach dem politischen Einflus- ihres Heime —

staates stattgegeben wird oder nicht.
«

«

Die ossiiiose »EsOzeta P o lsk a« hat sich ferst vor. wenigen
Mennten seht deutlich ZU dieser Sache geäufzertund keinen Zweifel dolon

gelassen, dost Polen den Warschauer Elektrovertrag nicht zu ekneUekgiind euch keine Znioblnngen in machen, sondern das Grostkknfgwekkt
einfach Vertrags-gewisse ohne jede weitere Jahluiig zu ubernehmeii ge eii .

Die Stadt Warschau liegt mit der französischen
Gesellschost seit Jahren in einem erbitterteii Streit
um die Stronipreisbererhniiiig: die Stadt hält die Stroni-
okelse del« Gesellschaft für viel zu hoch; die Gesellschaft aber bezeichnet sie
ol»5.·.geradeausreichend«, uni ihre Rentabilität zu sichern. Das fra ii —-

XP s l s ch e A u fze n m i n i st e r i u m hat sich mehrfach nachdrürklirh
sUk die Gesellschaft verwandt. Es drückte auf den früheren Aufzenmiiiister
Jaleski und dieser drückte wieder auf die Warschauer Stadtverwaltung.
dis sie sich vor nun fünf Jahren damit einverstanden erklärte, dafz der

dtkoknpkeisstreit dem Schiedsspruch des holländischenRecl)tssachverständi-
gen Asser unterbreitet würde. Asser ,,prüfte die Akten« und fällte
einen Spruch, der im wesentlichen den Standpunkt der Gesellschaft ein-—
nahm. Die Gesellschaft erkannte den Spruch mit Freuden an. die Stadt
Warsrhau aber nicht, und der Streit ging fort bis auf den heutigen Tag.

Die vor einigen Monaten eingesetzte n e u e ko m ni issa r i s il) e

Warschauer Stadtverwaltung unter Stai«zuiiski aber
ist auf dem Posten. cNachdem die BemühungenStarzunskis, eine fried-
liche Einigung mit der Gesellschaft zu erzielen. fehlgeschlagen waren. ging
er zum Angriff über. Er hat namens der Stadt Warschau
beim Warschauer Handelsgericht gegen die Gesell-—
schaft auf Annullierung ihres Konzessionsvertrages
und libersrhreibung ihres gesamten Besitz-es in das
Eigentum der Landeshauptstadt geklagt. Die Stadt
verlangt für sofort, dafz zur Sicherstellung ihrer Ansprüche das Vermögen
der Gesellschaft vorläufig unter gerichtliche Jwangsoerwaltnng gestellt
werde. Die Stadt behauptet»die Gesellschaft habe ihre B i l a n z e n

g oföli cht und dem seiner-gingenbottändiichgnschiedsrichtek foiikh e

Ziffern Untekdkeitet, sle losse die Stronizähler in den Fabriken
systematisch vor den Transformatvren aiibringen, die eine Beschleunigung
des Jählerzeigeks üdek den Einfluss des ordentlichen Stromverbrauchs
hinaus bewirken u. a. m. Selbstverständlichhat dieses Borgehen der
Stadt die Wokschonek Kreise, die das französisrhe Kapital in Polen
repräsentieren und protegieren, in die hellste Aufregung oersetttz Es

deisttp dOsJ dek skontoslscheVoiskhaster bei der polnischen Regierung
zngnnsten der Gesellschaft interveiiieren ivird.
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Das Danziger Safenabkommen verlängert
Am 4. Dezember ivurde ein Protokoll unterzeichnet, durch welches

das Danzig-polnische Hafenabkommen vom 5. August-
18·September1933 bis zum JO. September 1935 verlängert wurde.
Zugleich kamen Danzig und Polen überein, die für die Zeit vom

1. Oktober 1933 bis zum 30. September 1934 vereinbarten Grundlagen
der Ausnutzung des Danziger Hafens auch für das laufende Jahr, vom

l. Oktober 1934 bis zum Zo. September 1935, beizubehalten. Damit
hat der ,,vertragslose Zustand« in der H-afenfrage, der seit Anfang
Oktober d. Z. bestanden hat, aufgehört. Die Danziger Regierung hatte
die Verhandlungen über die Verlängerung des Hafenabkommens zu-
nächst etwas hinausgeschoben, um sich erst auf Grund der etwa Mitte
Oktober vorliegenden Umschlagszahlen ein abschliefzendes Urteil über
die Auswirkungen des Abkoiiimens auf den Danziger Hafen im ersten
Vertragsjahr bilden zu können. Trotz mancher Unzuträglichkeiten,die
danzigerseits hinsichtlich der Funktion des Abkommeiis festgestellt wec-

den mufzten, hat man sich zu dessen Verlängerung entschlossen. M en-

genmäfzig ist eine Steigerung des Umschlages im
Danziger Hafen in der Zeit vom t. Oktober 1933
bis 30.Rooember1934 gegenüber dem Vorfahr um

etwa 1,Z Mill. Tonnen festzustellen. Diese Umschlagss
steigerung in Danzig ist jedoch keineswegs auf Kosten des Güter-
umschlages in Gdingen erfolgt, sondern auf die verhältnisniäfziggünstige
Konjunktur zurückzuführen Erhebliche Sorgen bereitet
der Danziger Regierung die Tatsache, sdafz der
inengenmäfzigen Zunahme des Umschlages dessen
wertinäszige Entwicklung in keiner Weise ent-
sp r i ch t. Eine Steigerung des Umschlages ist nämlich in Danzig gerade
bei den geringwertigen Massengütern festzustellen, also bei den Gütern,
die dem Danziger Handel nur eine geringe oder überhaupt keine Ver-

dienstmöglichkeit lassen. D a g e g e n si n d d i e h o ch iv e c t i g e Ii

Güter, an denen der Danziger Kaufmann besonders
interessiert ist, mehr und mehr nach Gdingen ab-
g e w a n d e r t. In dieser Hinsicht wird das Hafenabkommen gelegent-
lich auf Grund der gemachten Erfahrungen gewisse Änderungen erfahren
müssen. Z. B. ist der Zuckerumschlag bisher nicht in das Hafen-
abkoinmen aufgenommen worden. Die Folge davon ist, dafz Danzig in
dsen ersten neun Monaten d. ö· nur noch 1093 Tonnen, Gdingen da-

gegen 14 900 Tonnen Güter umgeschlagen hat.
Die Erneuerung des Hafenabkommens beweist erneut den unver-

änderten Willen Danzigs zur wirtschaftlichen Zusammenarbeit mit

Polen — allen Alarmmeldungen und Verdächtigungen zum Trotz, die
in Verbindung mit dem Rücktritt Rauschnings vor allem in der polni-
schen Oppositionspresse auftauchten. Dasz der Danziger Senat unter

Arthur Greiser auch in der Frage des Abkommens über die Rechte
der Polen in Danzig zu seinem Wort steht, wird durch die Tatsache
bewiesen, dasz eben jetzt erst eine neue polnische Schule in
einem Dorfe des Freistaates vom Senat genehmigt ivorden ist. Gerade
auf dem Gebiete des Schulwesens glaubte die polnische Presse der
Danziger R»S-DAP. eine Sabotage der getroffenen Vereinbarungen
vorwerfen zu können. Rüchtern denkende Leute in Polen dürfen durch
die obige Mitteilung eines besseren belehrt worden sein. D en Leuten
aber, die nicht mit den gegebenen Verhältnissen, also mit dem deutschen
Eharakter der Freien Stadt Danzig. rechnen, sondern grundsätzlich
Forderungen aufstellen, von denen sie selber wissen, dafz sie unerfüllbar
sind, da sie der Danziger Regierung eine Polonisierung ihres Staats-
wesens zumuten, wird man es nie recht machen können, und es wird sicb
in Danzig auch nie jemand finden, der die Absicht hat, es diesen un-

vernünftigenLeuten recht zu machen.
"

Die polniiche Eisenbahnverwaltung in Danzig.
Polen hat es für richtig gehalten, seine Zusammenarbeit mit Danzig

auf eine sehr harte und dabei höchstüberflüssigeProbe zu stellen. V on

der polnischen Staatsbahndirektion in Danzig
wurden kürzlich 170 Arbeiter und Handwerker
entlassen. önsgesamt sollen 300 Mann auf die Strafze geworfen
werden. Es handelt sich fast ausschlieleich um D entsche- Unter den
Entlassenen befinden sich nur fünf Polen, denen jedoch die Wiederein-
stellung versprochen wurde, wenn sie dem MoczgnskisVerbande beitreten.
Für die Hinausgeworfenen, die fast durchweg Familienväter mit mehreren
Kindern sind, sind z. T. bereits andere Leute, natürlich Polen, eingestellt
worden. Rach welchen Gesichtspunkten diese Entlassungen vorgenommen
werden, geht z. B. aus folgendem Fall hervor. Einer der Bahnarbeiter
hatte aus Aiilasz des Wahlsieges vom 18. November die Haken-
k r e u z f a h n e an einem Fenster feiner Wohnung angebracht. Daraufhin
kam ein Pole vom Eisenbahnbauamt zu ihm. forderte ihn auf, die Fahne,
durch die er, der Pole, sich provoziert (l) fühle, zu entfernen, und drohte
ihm an, »die Angelegenkeit weiterzumelden«. Kurz darauf wurde der
deutsche Arbeiter entlassen. ön anderen Fällen ist die Weigerung der
Arbeiter, ihre Kind-r zur p o l nisch e n Schule anzumeldem der Ent-
lassungsgrund. Die Eisenbahnarbeiter und -Handwerker werden von

den Agenten der polnischen Berufsorganisation, des MoczynskisVers
bandes, überwacht, welche Zeitungen sie lesen, welche Versammlungen sie
besuchen usw. Sie werden von ihren sauberen polnischen ,,Kollegen« auf
Schritt und Tritt bespitzelt, und wenn sie sich diesen Leuten irgendwie
verdächtig gemacht haben, etwa indem sie den »Danziger Vorposten«
lesen, werden sie bei ihrer Dienststelle denunziert. Ebenso sind alle die

Arbeiter, die sich seinerzeitan der Spendensammlung für die Hochwassers
geschädigten in Polen nicht beteiligt hatten, in eine schwarze Liste ein-

getragen worden. Vei nächster Gelegenheit fliegen sie dann auf die
Strafze —

wegen »Personaloerminderung«,wegen .,Arbeitsmangels« oder
auch wegen .,Dieiistunfähigkeit«. Oder sie werden eines Tages zum
polnischen Bahnarzt beordert. von diesem ,,untersucht«und als »invalide«
und ..dienstuntauglich« entlassen. Eine Zeitlang erhalten sie dann aus

der Arbeiterpensionskasse eine kleine Rente. werden sodann erneut zum
Vahnarzt bestellt, wieder ,,untersucht«und für ,,kerngesund«oder ,,nicht
mehr invalide im Sinne des Gesetzes«befunden, worauf man ihnen kurzer-
hand die Rente entzieht, natürlich ohne sie wieder einzustellen. Dem

Schicksal, auf die Strafze geworfen zu werden, können sie nur dadurch
entgehen, dafz sie sich allen Wünschen ihrer polnischen Dienststelle in
nationaler Hinsicht fügen, d. h. wenn sie dem polnischenBernfsverband
beitreten und sich durch eifrige Teilnahme an den polnischen Veran-

staltungen. durch den Gebrauch bzw. das Erlernen der polnischen Sprache.
durch Agitation gegen den Rationalsozialismus, durch«den Bezug pol-
iiischer Blätter und vor allem dadurch als ,,Polen« ausweisen, dafz sie
ihre Kinder in die polnische Schule schicken. Auf die Kinder der

deutschen Arbeiter kommt es den Polen ganz be-

soiid e rs a n. Deshalb richtet sich ihre Drangsalierung und ihr
Betriebsterror besonders gegen die kinderreichen
F a m i l i e n v ä t e r. bei denen sich die Polonisierung auch ,,lohnt·«.»Es
ist kein Zufall, dafz sich unter denen, die jetzt entlassen worden-sind.«eine

auffällig grofze Zahl solcher deutscher Arbeiter befindet, die sechs, sieben
oder gar neun Kinder haben.

"

Polnischecseits wird durch diese Mafznahme in gröblichster
Weise die Danzig-polnische Verständigungsaktion

sa b o t i e r t. Dieser Rückfall in die Methoden der härtesten Kampfzeit
ist ganz gewisz nicht geeignet, moralische Eroberungen in Danzig zu
machen. Die Eisenbahnverwaltung erweist sich von neuem, wie schon so
oft in den vergangenen Zähren, als eine Institution, gegen die von

Danziger Seite in ganz entschiedener Abwehr Front gemacht werden
musz. Das terroristische Auftreten des Moczgnskiverbandes und das

unfaire Vorgehen der polnischen Eisenbahndirektion mufz von der

Danziger Bevölkerung als eine bewuszte Provokation empfunden werden.
die nicht ohne politische Folgen bleiben kann. »Der Danziger Vorposten«
nimmt zu diesen Vorfällen u. a. wie folgt Stellung:

Zu den ivirtschaftlichen Rechten, die Polen in

Danzig zugestanden wurden, gehört auch die Verwaltung der

ovllspurigen Eisenbahn in Danzig. Daraus ergibt sich. und es handelt
sich dabei um riesige Summen, dafz der Danziger Staatssäckel
einen schmerzhaften finanziellen Verlust erfährt, da er

auf eine sichere Einnahmequelle Verzicht zu leisten hat. Dieser materielle

Punkt ist aber nicht allein ausschlaggebend, vielmehr hat Danzig mit der

libertragung der Verwaltung seiner Eisenbahn an Polen e i n H o h e i t s-

r e cht a u f g e b e n m ü s s e n und Polen hat aufzerdem die Gelegenheit
weitestgehend ausgenutzt. iim Zahre hindurch bis auf den heutigeanag
die Verwaltung der polnischen Staatsbahndirek-
tion in Danzig als Organ der Polonisierung zu mifz-
brauchen und sich hier ein Rückgrat des Polentiims
zu schaffen, was durchaus nicht in der Absicht der
U r he b e r diese s P l a n e s iv a r . durch den Danzig seiner Eisen-
bahn beraubt wurde.

"

Am 1. Dezember 1921 gingen die Eisenbahnen auf Grund der Ent-

scheidung des Hohen Kommissars teils in den Besitz Polens, teils in den
des Hafenausschusses über. Die Verwaltung sämtlicher Strecken wurde

jedoch Polen übertragen. Zn einer Entscheidung vom 5. September 1921

erliesz der Hohe Kommissar eine Reihe von Entscheidungen, durch die er

bestimmte Sicherungen für Danzig festzulegenglaubte, was

aber —- was die Folgezeit erwies — nur in u n g e n u g e n d e in M a fze

err e i cht wurde. 5500 deutsche Eisenbahner-Familien standen damals
vor der Entscheidung, ob sie in Danzig unter diesen schwierigen Uni-

ständen bleiben sollten oder ob sie — was ihnen rechtmäfzigzustaiid —

in deutschen Dienst übertreten sollten. Die deutschen Eisenbahner aber

hielten Danzig die Treue bis auf einige ganz wenige Ausnahmen, ob-

gleich sie wufzten, dafz eine opfervolle, ungewisse Zukunft auf sie wartete.

Kaum war die Verwaltung in polnischen Besitz ge-

langt; setzte auch gleich die Arbeit im Sinne der
Polonisierung ein; hartnäckig und rücksichtslos ging man dabei
vor. Verträge und Völkerbundsentscheidungen wuls-
den sinnwidrig und einseitig ausgelegt. regelmäfzig
in den Wintermoiiaten ivurden deutsche Eisenbahnec
entlassen und nach ansteigendem Bedarf an ihrer
Stelle polnische dafür eingestellt. Die ständigeWieder-
holung dieses Verfahrens mufzte dazu führen, dafz die Arbeiterschaft
schlieleich in immer gröszeremProzentsatz aus Polen bestand und heute
fast gar keine Deutschen mehr Beschäftigung haben.

. ·

Während es siBherausstellte, dafz der Vorrat an polnischen Arbeit-s-

kräften auf dem anziger Arbeitsaint durch die Inanspruchnahmeder

Eisenbahn sich erschöpfte, blieben d i e S ö n e d e r D a riz i g e -r

Eisenbahner, die durch die Entscheidung des Volker-



buiidkominissars ein Vorrecht auf Arbeit habe·ii,»un-
b e r ü cksich t i g t ,

oder sie wurden nach kurzfristigerBeschaftigung
ebenfalls entlassen. Absolut unfair aber war die Eatigkeit des

polnischen Schuloereins. Das polnische Gginnasium, das

in den meisten Fällen kein Schulgeld in Anspruchnimmt, kann »nur
existieren,- weil die Bediensteten der polnischen Eisenbahndirektionihre
Kinder dort hinschicken. Wie überhaupt d a s p o l n i s ch e ·V»er ein s -

ioesen sich nur deshalb so lebhaft entfalten konnte, weil ja ubis zum

vorigen Jahr der Sitz der polnischen Staatsbahndirektioiifur ganz
Pomnierellen sich in Danzig befand. Brutal kam die enge e r b i n -

duiig zwischen Schuloerein und Eiseiibahndirektion
im Jahre 1930 zum Durchbruch, als polnische Eisenbahnerbei Haus-
besuchen die deutschen Beamten, Arbeiter uiid Handwerkerunter nicht

mißzuverstehendeiiDrohungen anhielten, ihre Kinder fur das neue Schul-
jahr in polnischen Schulen anzumelden. Ein Eeil gab dem Druck nach.
die anderen ivurdeii gemaßregelt. D je B e a m te n d e u t s ch e r

Nationalität wurden beiBeförderuiig undBeseiZUng
der Dienstposten vom Jahre 1925 an gegenuber dcen
neueingestellten Polen als rechtlos behandelt.« Llls
ivichtiges Mittel der Ausschaltung der deutschen Beamten spielte hierbei
das Verlangen nach Kenntnis der polnischenSprache
eine Rolle, trotzdem eine Entscheidung des Völkerbiindesdie Unrecht-
mäßigkeit dieser polnischen Forderung feststellte. Die jungen polnischen
Aiiwärter wurden mit der Begründung einer besonderen Befahlgnng
vorzugsweise ernannt und befördert. Die Bedürfnisse des Betriebes und

die sachliche Eignuiig waren nicht ausschlaggebend, maßgebendwar nur

immer das Ziel der Polonisierung »

cNachdem die achwuchsfrage also im polnischen Sinne geklart war,

beschränkteman sich nicht nur auf Schikane und Benachteiligungder
deutschen Bediensteten, sondern begann mit Entlassuiigen von Hilfs-
beamten und Arbeitern sowie der zwangsweisen Zurruhesetzungder

Beamten. Tausende Lobnbedienstete sind dieser Harte
einer grundlosen Entlassung zum Opfer gefallen und

Hunderte von Beamten gegen ihren Wille»n pein-
sio n i e rt w o r d e n. Die wichtigsten Abteilungen, die ursprünglichmit

deiitschem Personal ausschließlichbesetzt waren, sind heute in polnischen
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Händen. Die Besolduiig und Pensionszahlungen, die

sich nach Recht und Billigkeit den Danziger Gesetzen anzupassen haben,
sind in Wirklichkeit nur zögernd und mit Cerminverzögerungengelegent-
lich angeglichen worden bzw. erfolgte eine Eingruppierung, die fast fur
jede Gruppe gegenüber den Beamten und Angestellten des Staates eine

Benachteiligung bedeuteten. Vor allein aber ist die gensionsregelungbei den nach der Übernahme durch Polen eingestellten edienstetenden

Warschauer Sätzen gemäß durchgeführt, so daß einzelne jungere Pen-
sionäre heute 50 Gulden monatlich erhalten.

Zusammenfassend kann von den deutschstäinmigenBeamten, Hand-
iverkern und Arbeitern im Dienst der polnischen Eisenbahn gesagt werden,
daß ihr Los bereits seit langem so hart ist, daß es gar nicht mehr ver-

schlechtert werden kann. Die beständig iingerechte Be-

handlung trieb sie immer mehr in einen seelischeii
Druck hinein, der der Verzweiflung nahe kommt. An-

gesichts dieser Maßnahmen mußte sich eine Katastrophe früher oder

später ereignen. Eine solche trat ein, nachdem im Januar 1931 ein

entlassener Eisenbahnarbeiter, der allzu lange auf die Aiiszahlung des

längst sättigen Lohnes warten mußte, bei einer Vorsprache auf dein Eisen-
bahnbauaint mit dem polnischen Lohnabrechner in Streit geriet und diesen
in der Rotwehr erstach. So tief bedauerlich dieser Vorfall war, so
beleuchtete er doch schlaglichtartig die große Berzweiflungsstiininung, in
der sich insbesondere die entlasseneii Eisenbahnarbeiter befinden.

».
. . bald werden wir alle entlassen sein«,sagt ein noch verbliebeiier

Eisenbahner. Das kann nicht ruhig hingenominen werden.
Das steht in krassein Widerspruch zu den Verpflich-
tungen, die Polen mit der Übernahme der Eisenbahn
iii D a nzig e i n g i n g. Es ist milde ausgedrückt, wenn wir feststellen.
daß wir in dieser Handlungsweise einen Vorstoß gegen den Geist der
Verständigung sehen müssen. Man könnte annehmen, daß eine gewisse
Gleichgültigkeit von Danziger Seite den polnischen Rechtsbrücheii Bor-

schub leistete. Es geht aber nicht an, daß nur immer von Polen jeder
geringste Anlaß ausgenutzt wird. um Danzig anzuklagen und ihm Bor-
würfe zu machen, während Daiizig zu allem schweigt, was ihm wider
Recht nnddBilligkeit mit einer unentschuldbareii Rücksichtslosigkeit an-

getan ivir .

Stürme-Woche
Ein französisclyrussischesAbkommen.

Zwischen dein französischenAußenminissterL a v a l und dem sowei-
russischen Volkskommissar L i t w i n o w ist ein Vertrag geschienen
worden, durch den Rußland und Frankreich sich verpflichten,k e»ln e

Verhandlungen über zweiseitige Viertrage zu sU -

ren, ohne sich vorher miteinander in Verbindcitng
zu se tz e n un d, zu b e s p r e ch e n. Zudem Abkoninien schreibt Per-
tinax ini »Echo de Paris«: Es sichere Frankreich vor einer W i e d e r -

h o l u n g v on R a p a l l o , während die sowjetrussischeRegieklmg
gegen das Risiko einer unmittelbaren deutsch-französischenBetstendlgung
geschütztsei. Sollte der Ostpakt nicht zum Abskhlust ge-

langen, so würden Frankreich und Sowjetruszland
ihre Zusammenarbeit eingehend festlegeii.

Kohlenfrieden zwischenEngland und Polen.
England und Polen haben Frieden miteinander geschlossen.Der

K o h l e n k r i e g ist b e e nd e t. ön London wurde eiii Memoransduin
von den Delegierten der englischen und der polnischen Kohlenindustrie
iiiiterzeichnet, welches die Bestimmungen eines Abkommens enthalt, das

die Delegierten der Kohlenindustrie ihren beiden Ländern zur. Anncahme
empfehlen werden. Ganz perfekt ist der Frieden also noch nicht. Jbelk
an seinem endgültigen Abschluß ist nicht mehr zu zweifeln. Beide Cel e

sind durch den jahrelangen erbitterten Konkurrenzkampf murbe ge-»
worden. Das Abkommen soll zunächst für d i e Da u e r v on ld k e i

J a h r en gelten. Die Einzelheiten sind noch nicht bekannt. Sie Tollen
erst nach der Ratifikation des Abkommens veröffentlichtwerden. Je-

doch ist schon so viel bekannt, daß — abgesehen von einigen Markten,

die traditionell zum polnischen Absatzgebiet gehören nnd an denen Eng-
land nicht interessiert ist, — der polnische Kohlenexpost
auf einen bestimmten Vomhundertsatz des engh-
skhen SXPOkkes beschränkt werden soll. Der »DannTAF-
graph« wußte ZU Weiden, stß sich das englisch-polnische Verhaltnis lnl

Rahmen von 80:20 bis 85:15 halten werde. Dieses Verhaltnis Seite
siik die PblnisschenKOhlenexPOkte,die auf dem S e e w e g e nach Skanf
dinOvien, den Mikteiineekhikisen und nach örland gehen. Ob auch die

Posniskhe KOhienOUSsUhkOUf dem Landwege in dein Meniorandum
berücksichtigtthsden ist. ist nicht bekannt. Wen-n das nicht dex ZOU

wäre, würde Polen z. B. in seinem Export nach den Mittelmeerlandern
u. U. einige, das Abkommen umgehende Ehancen, haben. Als zweiter
wichtiger Punkt des Abkommens wird die gemeinsame se -

se h U n g d E k E IFP 0 I· k P k E i s e siik Kohle genannt. Die englische
Presse ist OklgemelisVOM Zustandekommen des Kohlenfriedens ve-

friedigt. Man hat »inEngland den schwierigen und opfervolleii Kohlen-
krieg mit Polen nicht nur als eine wirtschaftliche Belastung, send-TM
0Ukh Als eine Schadlgung des briiischen Hsaiidelsprestiges »e1nPiU·"«d9"s
Die ,,GAJ«0 Pecsis·0« isk zufrieden, aber nicht freudig gestimmt-
Beide Teile, sank sie- hatten Opfer gebracht. Das Opfer Eng-
lands beste-he «d01'ln,daß es den polnischen Anspruch aus Beteiligung
an der EBeiiesSkUngdes Weltmarktes anerkannt habe, was bisher

nicht»der·Fall«gewesen sei. D a s p o l n i s ch e O p f e r sei das Ein-
verstandnis mit einer gewissen Berringeriing des polnischen Kohlen-
exportes zugunsten Englands. Die Bedeutung des Vertrages rechtfertige
jedoch dieses Opfer. Der polnische Kohlenbergbau könne zufrieden sein,
denn der Vertrag bedeute den längst angestrebten Abschluß einer
Kraftprobe mit dem stärksten Gegner.

Zuckerist Luxus.

Die polnische Zuckerproduktioii ist im Laufe der letzten Jahre ganz
erheblichgesunken. Der Snlandsverbraiich an Zucker hat im Wirt-
schaftsjahr 19ZOXZI 3724 000 Zentner betragen. Jm Jahre 1933l34
haben nur noch3207 009 Zentner Zucker im Jnlande abgesetzt werden
koiinen. »Das ist einerseits eine Folge der fortschreitenden Berarmung
der Bevolkerungsmassen,andererseits eine Wirkung der Steuerpolitik
der polnischen Regierung. llnoerständlich sei es daher, schrieb das

»SlowoPomorskie«am 18. Roveinber, daß nach der Rede des Finanz-
niinisters·1mnachsten Jahre auch der Zucker zur Deckung des Haus-
haltsdefizitesherangezogenwerden solle. Es sei nämlich außer einer
allgemeinen Erhohung der Zuckersteuer um 5 Zloty ie
100 Kg. auch noch eine Sonderbesteuerung von Würfel-
iind Hutziicker, als »Luxuszucker«, um weitere Z,50 Zlotij se
100 Kg. geplant. Ein besonders schwieriges Kapitel ist ldie Frage
des polnischen Zuckerexports. 1930X31, heißt es iii

dem»erwahnten Blatte. ,,haben wir Z 014 000 Z e ntn e r aus-

ge»ful)rt,dagegen im Jahre 1933J34 kaum 939 000 Zentner.
Hier haben wir einen noch größeren Rückgang. Aber darüber weint
unsere Bevölkerung weniger, weil sie nun zii dieser Ausfiihr weniger
zuzuzahlenbraucht. Wieviel sie jedoch zulegk. geht aus den folgenden
Ziffern hervor: öm Laufe des September d. J. wurden aus Polen
nach England 49 260 Zentner ausgeführt, wofür man als Gegenwert
12536 Pfsd. Sterl· soder rund 332 200 Zlotg erhielt. bei einem

angenommenen Pfunidkiirs von 26,50 Zlotg. Für die gleiche Zucker-
menge müßten wir, wenn sie auf dem Inlandsmarkte verkauft würde,
6400000 Zlotg bezahlen. Denn während bei uns der Zucker-
preis im Kleinoerkauf auch nach der letzten Preis-
senkung noch 1,30 Zlotg je Kilograinm beträgt. zahlen
die»Engländer fiir 1 Kg. Zucker, das aus Polen ein-

gefiihrt wird. . . . SZ Groscheiil Jnsgesamt wurden von

Beginn dieses Jahres bis zum i. Oktober aii polnischem Zucker nach
England 417000 Zentner ausgeführt. für die wir 104 000 Psd. Sterl.
oder 2662 400 Zlotg erhielten, während die gleiche Menge, wenn sie
an den polnischen Berbraucher verkauft worden wäre, 54210000 Zlvty
gekostet hätte«

»

Diese Geschenke wurden aber fortlaufend den englischen Zmpors
teuren gemacht, obgleich der önlaiidsverbraiichan Zucker in Polen
selbst dauernd iin Abnehmenbegriffen sei. Unter diesen Umständen
inüsse iiian fragen, ob es nlkht günstigerwäre, den Preis im anlande

sb·herabzusetzen,dest bei-«ZUkiFelJwie vor- dem Kriege, ein Artikel des
toglichen Gebrauchs wurde, wahrend er jetzt einen Luxus darstelle. Das
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Argument, daß der hohe Zuckerpreis erhalten bleiben müsse, um die

Rentabilitätdieses»wichtigen Zweiges der so schwer mit der Krise
kampfenden Landwirtschaft zu sichern, sei nicht stichhaltig, denn dann
sollte man vor allem daran gehen, die überaus kostspielige
Verwaltung in der Zuckerindustrie zu ver-billigen. »Wir
konnten geradezu unglaubwürdige Beispiele für die Höhe der Direk-
toren- und Verwaltungsgehälter in der Zuckerindiistrie anführen, für
die Hunderttausende Zlotg vergeudet werden« Ein Senkung der

Zuckerpreise werde erst möglich sein, wenn man auch die Produktions-

unddHandelskosten sowie die verschiedenen Akzisegebühren senken
wer e.

Neues Eherecht in Polen.
In Polen soll ein neues Eherecht eingeführt werden. Die bisher

noch geltendenRechtsbestimmungen sind nicht nur in den verschiedenen
Landesteilen noch u n e i n h e i t l i ch, sondern entsprechen z. T. auch
nicht mehr den Auffassungen, die in Polen heute vorherrschend sind.
Von Regierungsseite ist nun der Entwurf eines neuen Eherechtes aus-—-

gearbeitet worden. den man allerdings als reichlich liberal an-

sprechenmuß. D i e hohe G e istl ich k e it Polens hat von vorn-

herein gegen das geplante neue Eherecht Einspruch erhobe n.

Sie vertritt bei ihrer Polemik z. T. allerdings Auffassungen, die z. B.
in der grundsätzlichen Ablehnung der Zivilehe, kaum diskutabel er-

scheinen. Was sie an dem Entwurf vor allem kritisiert, ist folgendes:
EinjährigeAbwesenheit des Ehegatten, Verleumduna, Beleidigung und
geringe Verstöße gegen die Ehe sollen bereits als Grundlage für eine

Ehescheidungoder Trennung angesehen werden können .Das Haupt-
gewicht wird auf eine Auseinandersetzung mit dem Paragraphen 54

gerichtet, der sden Eheleuten nach dreijähriger Ehe ge-
statten soll, ohne Angabe von Gründen die Trennung
d e r E h e zu so r d e rnl Die hohe Geistlichkeit sieht darin nichts
anderes, als die gesetzliche sestlegung der P r o b e e h e. Das Gesetz ist
vom Sejm noch nicht verabschiedet, sondern lediglich im Entwurf an-

genommen.

Die Not des polnischen Dorfes.

» Die einzige oppojitionelle Partei, deren Sprecher im Seiin sich
kurzlich dazu verstand, der polnischen Regierung einige anerkennende
Worte zu sagen, ist die Poln isch e Volk s p a r t e i, eine politische
Gruppe. die sich aus der Landbevölkerung, insbesondere aus den klein-
bäuerlichen Kreisen rekrutiert. Der Abgeordnete dieser Partei, Michael
Rog, gab in seiner Sejmrede zu, daß die Entschuldungsgesetze der

Regierung für den kleineren und mittleren Bauern einige dankenswerte
Erleichterungen zu bringen vermögen. Er hob zugleich aber hervor,
daß mit der Entschuldung allein, selbst dann, wenn sie in vollkommener
Weise durchgeführt würde, dem polnischen Dorfe nicht mehr aus der
Rot herauszuhelfen sei. Seine damaligen Ausführungen hat der Abg.
Rvg kürzlich noch einmal in einem im »K u r j e r P o r a n n g«—er-

schienenen Artikel erläutert. Dieser Artikel hat nicht nur durch die

Schärfe. mit der die Mißstände und strukturellen Fehler des polnischen
Wirtschaftslebens aufgezeigt werden, sondern auch dadurch Aufsehen
erregt, daß er in einem Blatte des Regierungsblockes erschienen ist,
das sich damit gleichsam mit einem oppositivnellen Politiker identifiziert
Rogsrhreibt u. a.:

»Die Rot des Dorfes hat bereits eine ungeheuerliche Spannung
erreicht. Rakh der amtlichen Statistik gibt es in Polen 1 1 10 000

ländliche Wirtschaften im Umfange bis zu 2 Hektor
Wirtschaften von 2 bis 5 Hektar gibt es in Polen mehr als
eine Million. Jede dieser Landwirtschaften muß 6—8 Personen
ernähren· . . . Die Lage wird immer tragischer. Die Entschul-
du ngsgesetze geben dem kleinen Landwirt nicht das. was wir
erwartet haben. wenngleich man zugeben muß. daß sie eine gewisse
Erleichterung bringen. Sie haben aber einen R g h m e n ch a r a k t e t

und geben dem freien Ermessen der Verwaltungs-
behörden einen breiten Raum . . .«

»Die Landwirtschaft bricht unter der Schuldenlast zusammen.
Selbst die Entschuldung, und sei sie noch so vollkommen. wird die

kleinen Landwirtschaften nicht wieder auf die Beine bringen. Rot-

ivendig ist die Herabsetzung der Preise für
Industrie - Erzeugnisse und die Erhöhung der

Preise der landwirtschaftlichen iinsd Züchter-—
p r o d u k t e , die von den Landwirten verkauft werden. Indessen
wird der Unterschied zwischen den Einkünften und
den Ausgaben des Landwirts immer größer. Rach
der amtlichen Statistik hat der Landmann für einen Pflug, für den
er im Jahre 1927 nur 100 Kilogramm Roggen abaab. im sebruar
dieses Jahres 273 Kilogranim Roggen abgeben müssen. Sür zehn
Emaille-Töpfe zahlte der Landmann im Jahre 1927 nur 51Kilogramin
Roggen. im sebruar d. J. mußte er dafür 178 Kilogramm Roggen
verkaufen. 10Kilvgramm Speisesalz bezahlte er im Jahre 1927 mit

SKilogramni Roggen, im sebruar d. J. mit 27 Kilogrgmm. siir
10Kilogramm Zucker gab er im Jahre 1927 nur 36 Kilvgrgnini Roggen
ab, und im Februar d. I. mußte er 110Kilogramm dafür hergeben-
Ebenso verhält es sich bei der Umrechnung der Preise für industrielle
Artikel auf Kilogramme der Züchterprodukte. D i e P r e i ssch e r e

erweitert sich andauernd. Die Preisherabsetzung
für Zucker-, Petroleuin. Salz.« Eisen.« Zement,
Kohlen, ja auch für den Posttarif usw. ist im Ver-
gleich zu den Preisen der landwirtschaftlichen und

Züchterprodukte gering. Die ländliche Bevölkerung hat
diese Herabsetzung fast gar nicht gespürt.«

Die jiidifchen Geschäfte.

Das statistische Biirv der Zentrale der jüdischen Kaufleute hat iii
216 kleinen Städten Polens Erhebungen über die Zahl
d e r jii d i s ch e n G e s ch äf te angestellt. Die Unzersuchungen wurden
in allen Teilen Polens außer in den westlichen Wojeivvdschaften durch-—
geführt ivo bekaim lich wenig Juden wohnen. Danach waren von

15 581 Geschäften am Zi. Dezember 1932 nur 2050 in christ-
lichen und der Rest (13 331) in jiidischen Händen. Aiii
Zi. Dezember 1933 hatte sich das Verhältnis unwesentlich zugunsten
der christlichen Lädeii verschoben. so daß .nur noch« 86 v. H. der 15 482

Geschäer in 216 kleinen Städteii in jüdischen und til v. H. in christ-
lichen Händen waren. Das sind Durchschnittsziffern fiir das ganze
Land. In den östlichen TBojeivodschaften sind 92.·3 v. H. aller Ge-
schäfte jüdisch und 7,7 christlich. und in IS Städtchen der Ost-—
marken Polens gab es überhaupt keine christlichen
Geschäfte. In den nördlichen Wojewodschaften entfallen auf 90,Z
jiidisrhe Geschäfte 9,7 christliche.

Mcdakteur der »Gazeta Gdanfka« verurteilt.

Das Danziger Schöffengericht verurteilte den Redakteur der

.Gazeta Gdanska«. Wilhelm Grimsmann, wegen schwerer
Beleidigung der Danziger Polizei zu 150 Gulden Geld-
strafe oder 10 Tagen Gefängnis. Der Anklage lag folgender Tat-
bestand zugrunde. Der Reichsdeutsche sranz Ziemann. der in

Zoppot wohnte und Mitglied der polnischen Sport- und Jugendorgani-
sation ist. sich im übrigen zum Kommunismus bekennt, war wiederholt
gegen seine nationalsozialistischen Rachbarn tätlich vorgegangen und
hatte wiederholt. ohne jeden Anlaß. in unflätiger Weise gegen den

Rationglsozialisnius gehetzt und insbesondere den sührer beschimpft.
Als Ziemann eines Tages einen vorübergehenden SA.-Mann mit einer
Zaunlatte niedergesrhlagen hatte, wandten sich seine Rachbarn an die

Polizei. Im Verhör gab Ziemann die ihm zur Last gelegten Handlun-
gen zu. Er wurde am 13. Juli 1933ausdenisreistaatDanzig
ausgewiesen und über die Grenze ins Reich abgeschoben. Dort
brachte er längere Zeit im Konzentrationslager Osnabriick zu. Rach
seiner Entlassung ging er ohne rechtmäßigen Ausweis wieder iiarh
Danzig wurde dort wegen Bannbruchs zu einem Monat

Gefängnis verurteilt und erneut abgeschoben. liber diese
Vorfälle veröffentlichte die ,.Gazeta Gdanska« am 28. März d. J
einen völlig entstellten Bericht, in dem der Danziger Polizei der Vor-
wurf gemacht wurde, sie hätte den Ziemann wegen seiner «,,polnischeii
Gesinnung und wegen seiner Teilnahme am letztjährigen »8est des

Meeres« in Gdingen ausgewiesen. In einem zweiten Artikel vom

28. April d. J. wurden diese Verleumdungen noch einmal wiederholt.
Der angeklagte Redakteur Wilhelm Grimsmann meinte vor

Gericht, er selbst habe die Artikel nicht geschrieben. er habe gleich
Bedenken gegen ihre Veröffentlichung gehabt usw. Zum Schluß will

es also wieder keiner gewesen sein. Im übrigen kann man der ;,Gazeta
Gdanska« zu ihrem Schützling und der polnischen Iugeiidorganisation
zu ihrem Mitglied gratulieren. Beneideii wird man die beiden um den

»Volksgenossen«Ziemann ganz gewiß nicht!

Deutscher Lehrerverein in Wolhynieii.
Die Behörden genehmigten die Satzunaen des neugeschaffeiien

.Vereins deutscher Lehrer in Wolhynien«. liber 40

bereits seminaristisch ausgebildete Lehrer haben sich auf diese Weise zu
einer berufsjtändischen und völkischen Organisation zusammengeschlossen.
Die polnischen Akademiker in Deutschland.

Die polnische Akademikervereinigung »Si l e s i a S u p e r i o i·’«.
deren aktive Mitglieder an der Breslauer Universität studieren, hat
kürzlich ihr zehiijähriges Bestehen gefeiert. Die seier zog sich über
niehrere Tage hin und wurde teils in Beuthen in den Räumen des

dortigen polnischen Ggmnajiums und im »Dom Polski«, dein Polnischen
Hause teils in Oberschlesien begangen, wo die Mitglieder der Ver-

einigung verschiedene industrielle Werke und kulturelle Einrichtungen
beficli igten. Anläßlich der Jubiläumsfeier veröffentlicht die polnische
Presse Rläheres über die Entwicklung der Vereinigung. Diese sei
aus sehr kleinen Anfängen entstanden. Rach der Teilung Oberschlesiens
habe der größte Teil der polnischen Akgdemiker sich nach Oftober-
schlesien gewendet, um als Polen im polnischen Staate zu leben. Als

im Jahre 1924 die Vereinigung .,Silesia Superior« in Osppeln gegründet
wurde, sei sie mit einem Bestande von elf Mitgliedern ins Leben

getreten, von denen fünf Studenten der Breslauer Universität waren.

Gegenwärtig zähle sie 50 Mitglieder, die mit einer

Ausnahme sämtlich Oberschlesier sind. Damit sei sie die stärkste
polnische Akademikervereinigung in Deutschland.

Die aktiven Mitglieder der »Silesia Superivr« haben mit anderen

polnischen Studieren-den deutscher Staatsangehöriakeit iin Sommer

dieses Jahres sich an der Tagung der polnischen Auslandsjugend in

Warschau beteiligt. Damals iviirde die Anregung gegeben, sämt-
liche polnischen Studierenden an den Hochschulen
des Deutschen Reiches zu einein Verbande zu-
die sich auf die Hochschulorte Berlin Breslau und Königsberg ver-

teilen Bisher ist jedorh dieser Ziisammeiischluß, anscheinend infolee
von persönlichenUnstimmigkeiten, no cl) nicht zustand e g ek o mm e n.

Und zwar hat man in den Kreisen der »Silejia Superior« sich dagegen
verwahrt, daß von einer anderen Stelle aus, die die Vorarbeiten hierzu
aufgenommen hatte, versucht wurde, die Bedingungen zu diktieren, und
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ohne Anwesenheit der Vertreter der ,,Silesia Superior« beschlossen
wurde, daß ,,diejenigen Akademiker, die dem »Verbandeder polnischen
Akademiker in Deutschland nicht beitreten, sich selbst«außerhalb«der
Polnischensakademischen Jugend ·stel·len«.Es handelt sich also fhierbei
offenbar um- Meinungsverschiedenheiten nicht uber die Sache, sondern
nur über die Form, die auf die Dauer den geplanten Zusammenschluß
kaum verhindern dürften.

Modernisierung der Binnenfchiffahrtsflotte.
Der Wirtschaftliche Pressedienst der RSK beschastigteslkdLin elnenl

längeren Artikel mit der Frage der Reubautätigkeit und »derZlbwrackk
aktivn bei der Bsiniiensrhiffahrt. Aus den Kreisen der Binnenschlssabkt
sei ein Vorstvß gemacht worden in p l a n m ä i g e r e m e i n -

schaftsarbeit in den nächsten zwei bis drei Iahken
die deutsche Binnenschiffahrtsflotte zu niodercni-
sieren, um nicht bei den für die nächsten Jahre zu erwartendenBer-

kehrssteigerungen auf den Binnenschiffahrtswegen Fertigstellung des

Mittellandksanals) gegenüber der Konkurrenz der EschechemVollander
und anderer Rationen zu unterliegen. In deni Artikel heißt es u. a.:

»Wer den Schiffspark der deutschen Vinnenschiffahrtsflottekennt,
der kann nicht bestreiten, daß der Westen, der kapitalkraftiger ist ald

der Osten. mehr Schritt mit der Zeit gehalten hat, daßlaber d e r Osten
iiber einen reichlich überalterten Schiffspatk Ver-

fügt. Er genügt nicht, uin den Konkurrenzkampf niit Erfolg zu be-

stehen und den deutschen verkehrswirtschaftlichen Interessen zu dienen-

ivie es notwendig ist. Was also weniger für den Westen gelten mag,
gilt um so stärker für den Osten des Reiches. Das soll niemals ein
Vorwurf gegen die Schiffseigner des Ostens sein, unter denen die

E i n z e l s ch i f f e r überwiegem während im Westen die großeren
Unternehmer zahlreicher sind. Deren Kapitalkraft machte es ihnen
leichter, mit der Zeitentwicklung Schritt zu halten. D i e also .t a l -

sächlich im Osten vorhandene geringere Kapital-
kraft darf aber niemals dazu führen, Aufgaben zu

versäumen, die im Interesse der gesamten deutschen
Wirtschaft erfüllt werden müssen. Eile tut notl

Die Allensteiner »Katakomben«.
Seit längerer Zeit schon war die Rede davon, daß es in der Stadt

Alle n st e i n eine Reihe alter unterirdischer Wege gibt, deren»Mittel-
und Ausgangspunkt das die Stadt überragende Ordenssrhloßist. Ietzt

hat sich eine unter Führung des vstpreußischenProvinzialkvnservators
stehende Kommission der Erforschung dieser Gänge angenommen un

festgestellt- dast ein ganzes uiiterirdisches Weisenetx das offenbar schon

zur Zeit der Erbauung des Schlosses im 14. Jahrhundert angelegt
wurde. die Stadt durchzieht. Die Ordensritter sind aller Wahrschein-
lichkeit nach die Erbauer gewesen. Die Gänge wurden wohl zu denl

Zwele geschaffen- Um zwischen der Stadt und dem Schloß»eine Ver-

bindung herzustellen, die in kriegerischen Zeiten nicht gestort werdeln
konnfe. Unter dem Hauptteil des Schlosses befindetsl»k)
narh den neuesten Feststellungen der Zentralpunkt fui die
unterirdischen Gänge. Das Gängesystem fiihrtcnachvert-
schiedenen Richtungen zu den äußeren Toren der Llltstad-
Einer der Gänge durchzieht einen unter dem alten Rathaus liegenden
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Braukeller und führt dann weiter in die Katakoniben einer der größten
Stadtkirchen. Zwei Gänge führen unter dem Flußlauf
der Aller hindurch nnd enden auf dem anderen Ufer. lMan
hat also damals bereits Flüsse untertunneln können. Das ist um sv bes-

merkenswerter, als Felsgestein in der ganzen Gegend nirgends vor-

handeii ist. Die Gänge sind durchweg aus sehr festem Mauer-
werk und weisen dasselbe Ziegelmaterial auf, das zur Ausführung
des Ordenssrhlvsses diente. Sie sind also zur gleichen Zeit wie das

Schloß angelegt worden, um dessen Wehrhaftigkeit nnd Sicherheit zu
erhöhen. Sie sind hoch genug, daß ein Mann aufrecht hindurchschreiten
kann und erreichen an vielen Stellen eine Breite bis zu zwei Metern.
Da ein Teil dieses unterirdischen Wegenetzes durch das Alter stark
gelitten hat, sind viele Gänge durch niederstürzendes Mauerwerk ein-
gedrückt und verschüttet. Durch die sehr sorgfältig und fachmännisch
ausgeführten Freilegungsarbeiten hofft man, noch viele Rätsel zu lösen,
die in der Geschichte Allensteins bisher iiniiberwindliche Schwierigkeiten
boten. Die Verschüttungen sind an vielen Stellen so stark, daß man

ganz neue Versteifungen ausführen muß, iiin in das dahinterliegende
Stück durchstoßen zu können. Das alte Srhlvß ivurde im ts. Jahr-
hundert teilweise erneuert. Aber damals scheint man sich um die Gänge
nicht geküniniert zu haben. Auch die Russen, die im August 1914
während der Cannenbergschlacht Allenstein kurze Zeit besetzt hielten,
dürften von dem Vorhandensein der Gänge nichts erfahren haben.

Geopolitifches Schulungslager.
Das Zentralinstitut für Erziehung und Unterricht

veranstaltet in Zusammenarbeit mit der Arbeitsgemesinschaft für Geo-
poliik iii der Zeit vom 2. bis 6. Januar 1935 gevposlsistische
Schulungslager: in F r a n kfurt (Oder), Mussi"khe·im,und in M aii nz
(in Zusammenarbeit mit der R«hein-Mainischen Stätte fsür Erziehunsg).
Ranihafte Vertreter der Gevpvlitik haben ihre Mitarbeit zugesagt.
Die Kosten für Unter«kunft, Verpflegung und Lehrbeitrag werden
15RM nicht über-schreiten; außerdem ist eine Einschreibegebühr von

1,——RM zu entrichten. Fünfzigprozentige Fahrpreisermäßigung wird
gewährt. A n m e l d u n g e n sind umgehend an das Zentralinstitiit für
Erziehung und Unterricht, Berlin W35, Potsdamer Straße 120,
zu richten.

Schriftstellerwettbewerb.

Die Untergruppe Grenzniark Posen Westpreußen
d e s B u n d e s D e u tsch e r O st e n, Schneidemühl,Danziger Platz,
bittet um Beteiligung an einem S ch r i f t st e l l e r w e t t b e w e r b.
Zugelassen sind alle Arbeiten, die mit ihrem Stoff und ihrer Handlung
in der Grenzmark Posen-Westpreußen wurzeln. Die Erzählungen,
Kurzgeschichten,Skizzen, Beschreibungen usw. dürfen 20 Schreib-
niaschinenseiten(Dinfvrmat normal beschrieben) nicht überschreiten. Für
die Arbeiten sind ein Barpreis von 200 RM. und mehrere Barpreise
von tod, 75, 50 RM. und geringere sichergestellt. Die Beurteilung der

Arbeiten und die Verteilung der Preise übernimmt ein unbeteiligtes
Preisgericht. Die preisgekrönteii Arbeiten werden Eigentum der
llntergruppe. Schluß des Einsendetermins ist der i. März 1935. Es
wird gebeten, schon jetzt die Beteiligung anzuzeigen.

Ukraintsche Kunst.
iidet die Ukkainische Kunst der v o rch r i stlich en Zeit ist uns fast

nichts bekannt. Erst mit dem Christentum kam die Kunst Ende des

10—I a l) t l) U n d e r t s in neuen Formen in die Ukraine; der«anbeten
GCis-kaltnach byiantinisch, jedoch schon stark romanisiert,
entwickelte sie sich in den Gebieten um den Dnjepr (Kiew, Liebeswle-
Perejaslaw usw.) zu großem Glanze und erlebte besonders ini Kie n? e k

R e ich unter den Fürsten Wladimir und Jaroslaw einen Machtlgell
Aufschwung-. Der bis zum heutigen Tage erhaltene Schmuck grobes
Kiewer Kirchen Gl. Sophie u. a.) an seltenen Mosaiken, stesken Unt
Skulpturen stammt noch aus dieser Zeit. Im 1 Z. J a h r l) U n d e F-
unterliegt die ukrainische Kunst einer v o l l st ä n d i g e n R o in a

tät
-

sie rung, besonders in der Westukraiiie (Halgtsch, Wiolhyniens nt

14. Iahtbundert verpflanzte-i deutsche Kunstler
aus dem nordwestlichen Deutschland die Gotik aulx
u k r a i n isch e n B o d e n. Sie faßte in der Form der Backsteingodti
tief Wurzel und»herrschtebis zur Mitte des 16. Jahrhunderts in

«ter
ganzen Ukkaine- ln den Provinzstädten der Steppe sogar bis«zurMi t;
des 17. Jahrhunderts- als in die größeren Städte schon Renaissance un

Varork eingekehrt waren.
« lMit der Kunst der Renaissance wurde die Ukraine durc)

die Vermittlung von Italienern aus der Ovmbardei und den italienischen
Kantonen der Schweiz bekannt. Ein berühmtes Denkmal der ukraini-

schen Renaissante ist die Lemberger Bruderkirche mit Turm«uiild
Kapelle. Die Herrschaft der Renaissanre in der Ukraine war leder)
nur von kurzer Dauer, denn schon am Anfange des 17. Jahrhunderts
wurde durch italienische Meister die B a r o ck k u n st in d e r Z o k in

d e s J e s u i i e n st i l S nach der Ukraine gebracht, der durchd as V o n

Sachsen üdeklwsnmene sittstenbarock abgelost wurde. In
den ukrainischen Gebieten am Dniepr wurden diese barocken, im Feuer

des ukrainischen nationalen Schaffens stark umgestalteten Formen zum
sog. K o s a k e n b a r o ck. Dieses erreichte in der Zeit von Chmelnyckgs

bis Mazeppa in Stein-— und Holzbauten, in Skulptur, Malerei und

Graphik außergewöhnlicheHöhe, Pracht- und Prunkentfaltung und
ungewöhnliches fvrinales Können. Besonders bezeichnende Zeugen dieses
Kosakeiibarorks sind verschiedene Kirchen in Kiew, Cschernnhiw, LubniI
Prylukis usw. Im 18. Jahrhundert geht die Barockkunst unmerklich in
das elegante Rokoko über, das z. des letzten Hettnans dek
Ukraine, RazumowskgL seine höchste Blute erlangte. Der Glanz der
sterbenden Hetmanenzeit flammte im Rokvkv einmal auf. Der
geniale ukrainisierte Deutsche Schedel (ein Schüler
Schlüters) legte in Kiew den Grund zu einer Schule der Archi-
tektur. Die ornanientale Holzskulptur lgeschnitzte Ikonostasen) ent-
wickelte sich zu einer höheren Stufe als in den übrigen Ländern
Europas und auch die Malerei (besonde·1·sdie Porträtmalerei) ver-

traten Meister,s welche sogar die Zeltgenossiichen Franzosen übertraer
(Lewickyi. Borowykowskyj).

Ani Ende des 18. Jahrhunderts herrschen in der ukrainischen Kunst
die Formen des Klassizis.riius, —gleichze.itigübertragen durch
Franzosen (de la Motte), Englander (Eameron) und besonders durch
Italiener (Riiialdi. Guarengi), und fassen in den breiten Schichten des
Volkes tief Wurzel— Die klassiiistlschensormen iibertrugen die Ukrai-
ner auch auf ihre Holzbautem in der Skulptur vertrat sie der Meister
Iwan Martos und in der Malerei A. Losenko, der nicht nur die ukrai-
nische- sondern auch die ganze rnsslsche Malerei auf die Wege des
klassisrhen Akademismus lenkte. Die Stillvsigkeit der zweiten
Hälfte des 19. Jahrhunderts war vielleicht die am wenigsten glückliche
CPoche in dek Ukkainlschen Kunst. Sie bildete jedoch nur einen liber-
xiang zu dem groben»AUfschwu-ng, den die ukrainische
Kunst mit der Wiedekgeburt der staatlichen Idee im
2 0. J ah r h u n d e rt in der Skulptur (Archgpenkos), Malerei (Rowv-
kiwskuj, Brüder. KrgtschewslkykSchule Boitschuk) und Graphik (Wa-sul
Krutscl)ewskuj, Rarbut, Masiutxin u. a.) genommen hat. U.K.B.
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Der Nevaler Prozeß der Baltischen Nationaljoziattiten.
- Am 29. und. 30". Rovember d. Z. hat vor einem est nischen

Ge richtshof in Reval ein P rozefz stattgefunden, der in der Ge-
schichte der nationalsvzialistischen Bewegung der

deutschen Volksgruppen im Auslande stets als ein

Markstein gewettet werden wird. Um der Bedeutung des Bor-

ganges gerecht zu werden und den für die estnische Offentlichkeit sicher
sehr überaschendenund unerwarteten Ausgang der Gerichtsverhandlung
in den Lichtkegel der vorliegenden Betrachtung zu rücken, musz auf
Ereignisse zurückgegriffen werden. die bereits ein ganzes Zahr zurück-—
liegen und die in unserer wechselvollen und schnellebigen Zeit vielfach
schon in Vergessenheit geraten sein mögen. Gemeint sind hier die Ge-
schehnisse «im November 1933: der libergang der Führung in der Deutsch-
baltischen Partei Estlands als der politischen Vertretung des gesamten
estländischenDeutschtums an die Baltische Rationalsozialistische Be-

wegung, der Sturm im Wasserglase der estnischen Presse und so-
genannten »öffentlichen Meinung«, der daraufhin losbrach, das liber-

greifen der so erzeugten Spannung auf die Bolksvertretung auf dem
Revaler Domberge und endlich das nahezu einstimmige Votum der
erregten Volksbvten iiber die S t a ast s g ef ä h r l i ch k e it d e s

deutschbaltischen Rationalsvzialismus. Diese Parla-
mentsentschlieszung bedeutete gleichzeitig den Ruf nach Staatsanwalt und
Polizei und sollte so der Todesstosz fiir die baltische Er-
n e u e r u n g s b e w e g u n g werden. Die Bewegung war fortan vogel-
frei, jeder politische Strauchritter konnte sein Mütchen an ihr kühlen,
eine Gelegenheit, die sich inbesondere die VZidersacher inner-
halb der eigenen Bolksgruppe nicht entgehen liefzen. Schon
die Parlamentsaktion als solche bot willkommenen Anlafz zu Esels-
susztrittem so, als der deutschbaltische Abgeordnete K a rl v o n S cl) i l-

ling sich bei der Abstimmung über die Staatsfeindlichkeit der Be-·

wegung seiner Stimme enthielt, um kurze Zeit darauf in der estnischen
Presse feine eigenen Volksgenossen aus dem nationalsozialistischen Lager
als Aufwiegler gegen die Staatsordnung zu denunzieren. Hier wie sonst
ist die Hetze gegen den baltischen Rationalsozialis-
mus und seine Anhänger, wenn sie besondere nichtswürdige und törichte
Gestalt annahm, nicht so sehr von estnischer Seite ausgegangen, als

gerade aus den Schichten des eigenen Volkstums, die sich selbst als
die alleinigen Träger altbaltischer tiberlieferung zu bezeichnen pflegen.
die aber nichts weiter verkörpern, als engstirnige Reaktion, politischen
Opportunismus und hinter rollendem Pathos verborgene Gesinnungs-
lvsigkeit, kurz das S gst e m in seiner deutschbaltischen Erscheinungsform.
Es sind das dieselben Herren, die mit der einen Hand, aller cBltelt

sichtbar, die unbedingte Einigkeit in den Reihen des deutschbaltischen
Volkstums ,,über alle trennenden Unterschiede hinweg« plakatieren,
während die andere Hand dem staatlichen Büttel verstohlene Zeichen
macht, doch endlich über die ,,staatsfeindliche«Bewegung unter den

eigenen Landsleuten herzufallen. Es ist immer wieder geradezu mit

Händen zu greifen, dasz im estnischen Volke sowohl die amtlichen
Stellen wie auch die Offentlichkeit, letztere allerdings nicht ganz so aus-

geprägt, nur zögernd und stets irgendwie ungern und widerwillig an

Masznahmen und Erörterungen herangegangen sind, die mit der Ver-

breitung des nationalsozialistischen Gedankens unter den estländischen
Valten zusammenhängen.Es geschah dies wohl aus der instinktiven und

durchaus sicher treffenden Empfindung heraus, dafz es sich hier um Dinge
handelt, die eigentlich nur die deutschbaltischen Heimat-
genossen allein angehen und die man estnischerseits ruhig
geschehen lassen soll, solange keine Bedrvhung für den estländischen
Staat oder das estnische Volk daraus erwächst.

So beschämendfür jeden Deutschen eine solche Feststellung ist, so
kann hier doch nicht ungesagt bleiben, dafz dem. wenn auch halben
und lahmen Vorgehen der estländischen Behörden
gegen die baltische Erneuerungsbewegung das
Treiben der deutschbaltischen Sustemmänner zum

mindesten aufreizend und anstachelnd zur Seite ge-
stand en ha t. Es ist nun einmal deutsches Schicksal, dasz die schlimm-
sten Feinde unseres Volkstums stets aus den eigenen Reihen erstehen,
wie das in unseren Tagen wiederum durch Gestalten, wie den Landes-
bischof der Siebenbürger Sachsen, durch das bösartige Treiben der

saarländischenstatus-quo-Anhänger, durchdas Treiben gewisser deutscher
Kreise in der Tscherhei und in Polen und durch das Gebahren des deutsch-
baltischen Systems erhärtet wird. Überall stofzen wir auf die gleiche
Dolchstvfzpolitik gegen die eigenen Bolksgenossen
ascf gleicher Heimaterde. So ist denn auch der Ausgang des Prozesses
der 26 baltischen Rationalsozialisten in Reval, wo, vertreten durch diese
Männer, die ganze baltische Erneuerungsbewegung auf der Anklage-
bank sasz, zu einer K a t a st r v p h e nicht so sehr der estnischen Anklage-
behörde geworden, als des deutschbaltischen Systems, das,
verborgen dem Auge eines zufälligen Prozeszpublikums, aber desto wahr-
nehmbarer für jeden halbwegs Kundigen, die eigentliche andere Prozeß-
seite darstellte.

Der Staatsanwalt hat in seiner Anklagerede die Feststellung getan,
man könne das Vorgehen der Angeklagten von drei Gesichtspunkten
aus betrachten: i. die baltischen Aationalsozialisten haben sich bei ihrem
Tun von einer feindseligen Gesinnung dem Staate gegenüber leiten lassen,
2. sie können auf Anweisungen von Stellen gehandelt haben, die sich
aufzerhalb der estländischenLandesgrenzen befinden und können Z. sich
lediglich format gegen das Vereinsgesetz vergangen haben. D e r

Staatsanwalt hat weiterhin erklärt, die Anklage
könne weder auf Bedrohung der staatlichen Ord-

nung, noch auch auf Beziehungen zu ausländischen
Stellen oder Organisationen erhoben werden,
sondern nur auf Begründung einer Vereinigung, die nicht den bestehen-
den Gesetzen gemäsz vereinsrechtlich eingetragen worden ist. Dement-
sprechend ging der Staatsanwalt in seinem Strafantrag nicht über drei
Monate Haft für den Hauptangeklagten, den Führer der Bewegung,
von Zur Mühlen, hinaus. Er verlangte für weitere 10 Angeklagte ge-
ringfügigere Haftstrafen bzw. Geldbuszem während er für den Rest der

Angeklagten das Strafmasz dem Ermessen des Gerichtes anheimjtellte·
Das Urteil blieb in der Strafbemessung hinter dein

Antrag des Anklägers zurück, indem von Zur Miihlen ledig-
lich zu einer Geldbusze von 150 Kronen verurteilt wurde, 3 Angeklagte
mit je 100 Kronen gepönt wurden, weitere 14 je 50 Kronen zahlen
müssen und die restlichen 8 gänzlich freigesprochen wurden.

Festzunageln ist, dafz ein gewisz nicht für den baltischen National-

sozialismus voreingenvmmener estnischer Gerichtshof in übereinstimmung
mit dem estnischen Staatsanwalt feststellen mufzte, die Erneuerungs-
bewegung der deutschen Balten sei w e d e r st aa t s f e i n d l i ch, n v ch
auch von auszerhalb der Landesgrenzen her ins
Leben gerufen word)en. Allen sVerdächtigungen und
Einflüsterungen derer zum Trotz, die das Gegenteil davon wahr
haben wollten. Mag in Zukunft eintreffen, was da wolle, mag das Mafz
der Verfolgungen und der Heize gegen den baltischen Erneuerungs-
gedanken noch nicht erschöpft sein, um dieses Revaler Gerichtsurteil wird
niemand mehr herumkommen. BZenn die estnische Presse in ihren
Prozeß-berichten auch immer noch von einer Weltanschauung spricht.
die von auszen her in das baltische Deutschtum hereingetragen worden

ist, wenn man estnischerseits noch immer nicht hinter die so einfache nnd

selbstverständliche Wahrheit gekommen ist, dasz der Rationalsozialismus
gleichwie Quellwasser überall da zu Tage tritt-, wo die Bedingungen
dazu vorhanden sind, das heiszt, wo Menschen deutschen Blutes siedeln,
so werden sie doch allgemach auch im estnischen Volke auszer dem
Revaler Staatsanwalt und den cRevaler Richtern Männer finden, die

nicht Inehr an das Märchen der Staatsfeindlichkeit der

auslanddeutschen Anhänger der Weltanschauung
Adolintlersglauben. Abs.

Gerüchte über den Negierungsblock.
Die Diskussion über die Gegensätze im polnischen Regierungslager,

dem sogenannten Unparteischen Block, mit der sich früher nur die

Oppositivnspresse befafzte, ist in letzter Zeit auch von einigen Blättern
des Regierungsblocks selber aufgegriffen und fortgeführt worden. Es

handelt sich um die Gegensätze zwischen dem linken und
dem rechten Flügel des Pilsudskilagers. Der erstere
wird vor allem vom VJarschauer ,,Kurjer Pvranng«, der letztere
vornehmlich vom Krakauer ,,Ezas« und dem VZilnaer »S l ow o« ver-

treten. Zwischen den linksradikalen und den konservativen Kreisen im

cRegierungsblock hat es schon seit Zahren allerlei Reibungen gegeben,
die sich vor allem auf folgende drei Punkte beziehen: auf die Agra r-

reform, die katholische Kirche und das Verhältnis
zwischen Wirtschaft und Staat. Vor allem die jüngeren
Kreise des - Regierungsblocks, die in der »Legjon Mlody ch«
(,,Legivn der Zugend«) zusammengeschlossen sind, haben den Zorn der
klerikal eingestellten, privatwirtschaftlich denkenden und groszgrund-
besitzenden Konservativen auf sich gezogen. ,,Ezas« und ,,Slowo« halten
mit ihrer Kritik ans den«kirchenfeindlichen, sozialistischen und radikal

agrarreformerischen Tendenzen der PilsudskisZugend nicht zurück. Ihrem
hinter den Kulissen wirkenden Einflusz ist es gelungen, ihren Gegnern

vom linken Flügel des cRegierungsblorkes einige Schlappen beizubringen
Sie haben nicht nur vor einiger Zeit eine Säuberung der ,,Legjon
Mlodgc «, bei der einige der radikalsten Elemente beseitigt wurden.
erreicht und nicht nur manchen Borstöszen gegen die katholische Kirche
die Spitze abgebvgen, sondern sie sind jetzt auch dabei, die Agrarreform
der Regierung KozlowskisPoniatowski zu verwässern, indem sie sich bei
der Durchführung des Gesetzes, das als Rahmengesetz den Behörden
eine ziemlich weitgehende Freiheit läszt, einzuschatten versuchen. Die

Konservativen sind jedoch sicherlich nicht stark genug, um die radikalen

Tendenzen, die auf dem linken Flügel wirksam sind, zu überwinden. Denn

diese Tendenzen sind überaus populär; sie kommen den wirtschaftlichen
Wünschen der Mafsen entgegen und werden von Menschen vertreten,
die groszenteils kämpferische,wenn auch mitunter im Ziel noch unklare
und in den Mitteln noch ungeschulte Angriffsnaturen sind.

Die Einsicht in die Unüberbriicksbarkeit der Gegensätze zwischen
Links und Rechts im Regierungslager hat in den konservativen Krei-

sen Ansichten heranreier lassen, die in Ider polnischen Presse z. Z. eifrig
erörtert werden und die etwa folgendes besagen: Solange für das

Pilsudski-Regime die Gefahr eines Umsturzes von nationaldemokratischer
oder anderer oppositioneller Seite her bestand, war das Vorhandensein



eines einheitlichen Regierungsblockes, in dein vielerlei gegensatzliche
Tendenzen auf einen politischen Renner gebrachtwurdem notwendig.
Seit 1930, also seit der Riiederwerfung der Opposition, aber hat sichdie

Stellung des PilsudskisRegimesjo gefestigt und haben die cNational-

demokraten, Sozialdemokraten, Tihristlichen Demokraten und Bauern-

gruppen so viel an innerer Stärke verloren,»sdafzan eine Gefahr
für das Regime von dieser Seite her nicht mehr
zu denken ist. Unter diesen Umständen, heifzt es, weiter, »seide r

einheitliche Regierungsblock keine unabweisliche
Notwendigkeit mehr. Es sei nur natürlich, diafz die ver-
schiedenen, im Block zusammengefafztenpolitischen und weltanschaulichen
Richtungen nunmehr an die Verbreitung der von ihnen speziellver-

tretenen Grundsätze herangingen. »Auf diese Weise«. schreibt der

,,Ezas« z. B. ,.festigt sich immer mehr die normale Teilung
in die Linke und die Rechte, welche auf dem Boden der

Anerkennung der Autorität des Marschalls und der gemeinsamen
Staatskonzeption stehen, sich jedoch voneinander in der Auffassung der

sozialen und wirtschaftlichen Fragen unterscheiden. ·Langsain
nähert sich vielleicht der Augenblick, wo moglicher-
weise zwei BBsOrganisationem eine der» Rechten
und eine der Linken, entstehen werden, die sich in

der Ausübung der Gewalt einander abwechsecn
k ö n n e n , wsas unser politisches Leben sehr normalisieren wurde . Der
»Czas·· denkt also an eine Aufteilung des»bis-her·einheit-
lichen Regierungsblocks in zwei Regierungs-
parteien, die sich in gleicher Weise dem cZiiarschall
Pilsudski verpflichtet fühlen, die· also, trotz aller Ber-

schiedenheiteu in der Beurteilung sozialer, kirchlicher, wirtschaftlicher und

sonstiger Fragen durch die unbedingte Unterordnung unter»den1«Mar-

schall mit einander verbunden sind, derart, dasz jesweils«die»eine
von

ihnen des Marschalls »getreue Regierung, die andere

des Marschalls »getreue Opposition« ist.
» ·

Ein etwas kühner Gedanke. Denn zweifellos besteht«bei einer
solchen Teilung trotz des einheitlichen Mittelpunktes,»dendie Person-
lichkeit Pilsudskis bildet, die Gefahr eines volligen Aus-

ein a n d erfa l le n s. Diese Gefahr swäre an sich nicht so grob-
wenn nur das, was heute in einem gemeinsamen Block zusamnieiigefnstt
und als Gefolgschaft des cRiarschalls erprobt ist, nach zwei Seiten aus-
einandergehen würde. Dabei aber würde es höchstwahrscheinlichnicht

bleiben. Sondern jeder der beiden Flügel, der linke, sowohliwie zder
konservative, würde voraussichtlich bestrebt sein. weitere, bisher nicht

Im sächsischen
Mitten in der grünen Grenzmark Sachsen, der WerkstattDeutsch-

lands, müfzteein weithin sichtbarer Wegweiser stehen mit der frohlichen
Inschrift: »Gut Schmiededes Knecht Ruprechtsc So mancher
würde erwartungsvoll dem südwärts zum Gebirgskamm zeigend-ensinger

folgen und sich in die bunte Welt des Spielzeuglandes fuhren lussenp
das dort oben rund um den Schwartenberg liegt.

»

S ch w a rte n b e rg ? Rur wenige kennen diesen cReimen,kennen
den stillen Osterzgebirgswinkel, wo in kleinen Dorfern und in den typisch
sächsischenStreusiedlungen auf harter Grenzhohe viele tausendfleißige
alte, junge und jüngste Hände für die Freude von JMillionenvon

Menschenkindern arbeiten. Kein Fest, kein Ereignis im Reigen des

Jahres wie im Leben des Kindes, für das sich nicht Gabe um .Gabeaus

dem unversiegbaren Born dieses Spielzeugparadieses srhopfen liesse-
Der Waldreichtum des Landes liefert dem schwer um sein karges

Brot kämpfenden Grenzvolk das Material in die geschickten und sest
Generationen in der Schnitzkunst geschulten Hände, und so.entstanddie
weltbekannte sächsische Holzspielwarenindustr»ie, die»bis

heute eine reine Heimindustrie geblieben ist. Schon von fruhesterKind-

heit an müssenhier Buben und Mädels, deren vererbte Fahigkeitennod
in besonderen Fachgewerbe- und Holzdrechslerschulen in ·S e·iss»enUn

Grii nha i n i ch e n ausgebildet werden, den Eltern bei ihrer muhsakIIM
Arbeit helfen, denn in so mancher armen Hütte kann allein das zahe
Schaffen der ganzen Familie die bittere Rot von der Schwelle bannen«
Und der Wirtschaftskampf wird für die brave Junft der Spielzeug-
schnitzer, die nie vom Leben verwöhnt waren, von Jahr zu Jahr schwerer-
da der frühere grobe Auslandsabsatz seit dem Weltkrieg immer nie I·

zurückgegangen ist, und sich auch die offene Freundgrenze zu den deutschen
Brüdern in Böhmen schlofz. Aus solcher Erkenntnis wachsen Wunsch
und Bereitschaft zur Hilfe, die niemals besser gebracht werden kann Als

durch PersönlicheZübjungnfihineund eigenen Augenschein Es »giltnur.
den Weg In finden ins snchsischeSpielzeugland, in ein zur grunen wie

zur weifzen Jahreszeit gleich schones Erholungs-, Wander- und Sport-
ebiet. .g

Ruprechts Wegweiser müfztedicht bei der uralten Silberstadt Z r e ! -

herg stehen und jeden erst einmal durch die gröfzte Stadt des Cri-
gebirges führen- die das cForZum Schwartenberggebiet ist. Die schone
Bekghauptstadt Sochsens birgt in ihren Mauern mehr Sehenswer«tes,old

dgk eisige Autofahrer, der »Durchreisende,der zum Kamm pilgernde
Wanderer vermuten, und ein Besuch des alten Domes mit seiner
»Goldenen Pforte«- des Rathauses mit dem steinernen Kopf des hier

1455 hingerichteten PrinzentäubersKunz von Kaufungen, der Berg-

akademie, die die alteste Technische Hochschule Deutschlands.ist,und»der
zwei Muts-en gibt erst den rechten Austakt zur Fahrt m die einst

..S·lb r egenden Berg·e«. .
» »

isieidnkärtsvon Freiberg siegt Handa. die Stadt auf der Hohe»
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zum Pilsudskilager gehörende, sondern bisher in der Opposition stehende
Kreise an sich heranzuziehen, um sich gegen den anderen Flügel zu
stärken. Es bestände unter diesen Umständen immer-hin die Gefahr
einer politischen liberfremdung der bei-den ge-
trennten Flügel durch nicht pilsudskitreue Ele-
mente. Offensichtlich ist man in den Linkskreisen des Regierungs-
blocks bereit, mit den linksbäuerlichen Elementen und wohl auch mit

sozialdemokratischen Kreisen zusammenzugehen. Es ist bezeichnend, dafz
der »Kurjer Poranng«, der Wortfiihrer des linken Flügels im Streit
mit den Konservativen, kürzlich dem oppositionellen Bauernabgeord-
neten Rog seine Spalten geöffnet hat. Bedeutsam ist auch, dafz der
Ministerpräsident Kozlowski und der Landwirtschaftsminister Pvnias
towski aus den linksbäuerlichen Kreisen hervorgegangen sind und dasz
die von ihnen vertretenen agrarpolitischen Ideen, die in den Ent-

schuldungsgesetzenihren ersten Niederschlag gefunden haben, den oppo-

sitionellenBauern den Entschlusfz ganz wesentlich erleichtern würden,
zum linken Flügel des Regierungsblockes zu stofzen, wenn dieser sich —

den Ideen des»,,Tzas«folgend —- von dem konservativen Flügel
abtrennte. An die Konservativen des Regierungsblockes würden, wenn

es» zu der oben angedeuteten Scheidung in zwei cRegierungsparteien
kame, vielleichtein erheblicherTeil der jetzigen nationaldemokratischen

findsonstigen klerikal eingestellten Opposition sich anzuschließen-bereit
ein . . .

Borerst handelt es sich bei allen diesen Dingen nur um eine Dis -

kussion in»der Presse. Die Entscheidung wird allein vom

cAtlarschallabhangem Wie dieser sich aber zu derartigen Gedanken-

gangen verhalt, darüberweifzkeiner Bescheid. Vom Standpunkt der
Legionare, die das eigentliche Rückgrat des cPilsudskilagers dar-
stellen, mufzder Streit, der gegenwärtig zwischen ,,Ez-as« und ,,Slowv«
auf der einen und ,,Kurier Poranng« auf der anderen Seite aus-

gekochtenwird,-vorerstzweitrangig erscheinen, weil es sichhierbei mehr oder
weniger um einen Sst reit von — Zivilisten handelt. Jioilisten
aber haben, w»odie Legionärezu bestimmen haben, zwar immer manches
reden, aber nichts bestimmendürfen. Immerhin kann man auch durch
Reden manches.zerstor.en..Und vielleicht läfzt sich die Eile, mit der

die Regierung ietzt mit einemmal die neue Berfassung end-

gultigvdurchbringenwill, damit begründen,dasz sie hofft, der Diskussion
um Einheit oder Teilung des Regierungsblockes durch die Verfassungs-
reform einen Riegel vorzuschieben und die Gegensätze, die zu einer
Spaltung hintre-iben, in den neuen verfassungsmätzigenFormen unschäd-
lich zu machen.

Spielzeugland.
(700 ms und hier beginnt und schlieszt der Kranz der Spielzeugstädtcheu
und»-dorfer»umden Schwartenberg, die wie lichte önseln aus dem un-

endlichen grunen Waldmeer emporragen und sich bis zum fast 900 m

hohen Kammerstrecken. All diese ,,Filialen Ruprechts«, die bereitwillig
und gastlich dem staunendenBesucher die Tür öffnen, damit er Arbeit
und Leben der Holzschnitzerkennen lerne, sind zugleich liebliche Höhen-
luftkur»orte.Ob Olbernhau, im oberen Flöhatal, dem Schauplatz
der reizenden»Komodie,,Kater Lampe« von Rosenow, oder Seiffen
mit seinen zwei sehenswertenBingen, den trichterförmigen tiefen Einsturz-
lochernausgebeuteter, jahrhundertealterErzschächte, ob Reuhausen
init Schlos? Purschenstein oder eines der Grenzdörfer am Kamm, wie

Deutsch-Reudork, Deutsch-Einsied« und das kieiae
S ch to eser a d Einsi ed e l ,

—- alle Orte sind Rastplätze und Stand-

quartiere fur Fahrten in weltabgeschlossene Stille. Sogar ein zweites
Heidelberg liegt zwischen Ahornberg und dem Schwarten-
b e rg ,· den ein neuerbautes Unterkunftshaus krönt. Das ganze Wander-

land mit seinen.tiefeingeschnittenen, durch forellenreiche Flüfzchen belebten

Talern-den weiten Fichten- und Buchenwäldern, die sich auf dem Kamm

in· einer Breite oon 10 bis 15 Kilometer ausdehnen, seinen weiten Fern-
blickenzu.den»Ho’hendes Fichtelbergs, Auerbergs, Geisings, Kahlebergs
und in die bohmischeEbene ist durch prachtvolle Strafzen und Wege
und gute. billige Gaststätten dem Verkehr erschlossen und machen es

sedem»moglich,durch das bunte Spielzeugland zu wandern.

»Biellei«c»htist es vor Weihnachten am schönstenhier, und nicht nur,

weil jetzt uberall der vielbesungene ,,Bugelbeerbaam«,die Eberesche, mit
ihren roten Beerenbündeln das dunkle Waldbild belebt, ehe es zu schneien
beginnt Zu Ruprechts Schmiede wirft das Chrisisest schon monatelang
sein Licht voraus,s und der Hochbetrieb iin Reich der Holzschnitzerbeginnt
langevorher. ön jedem Ort arbeitet man an der Bersinnbildlirhungdes

Heiligen Abends, schnitzt man WeihnachtskrippemWeihnachtsberge,
Weihnachtsleuchter,Menschen, Tiere, Puppen, Tausende verschiedene
Figuren, jede in anderer Stellung, jede mit anderem Gesichtsausdruck.
Es marschieren Armeen von Soldaten, Räuchermänndln,Rufzknackern
auf, es entstehenDörfer und Wälder, Miniaturstädte und Bauern-
wirtschaften, eine ganze Welt aus Holz, die Zeugnis ablegt von dem
hohen kunstgewerblichenSinn ihrer Schopfer und der durch Jahrhunderte
vererbten Leistungsfahigkeitdes erzgebirgischen Menschenschlags

Das schonste aber aus dem ganzen Spielzeugland ist in Seiffen
Zusgnimengetragenund dort zu einer grofzen ständigenAusstellung ver-

einigt.·Sie.wirddazu beitragen, den heimischenAbsatz zu steigert-. wenn

es gelingt, in jedemBesucherden Gedanken völkischer und politischer
Verantwortung sUk diesesdedrohke Stück unseres Baterlandes wach-
Zubnxkenpund wenn eS gelingt durch Weitergabe dieses Gedankens dem
sochsischenSpielzeugland immer neue Freunde zu gewinnen.

Dr. Anna-Ase von Schellwitzsllltzen
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Buchbesprechungen
Land ohne Kinder — Land ohne Zukunft. an Gotthvld M ü hl-

ne r. Berlag E. S. Mittlet u. Sohn, Berlin 1934. 74 Seiten· — Die
in den groben Werken Burgdörffers, von Ungern-Sternbergs, Mauros
und anderer Kenner der Bevölkerungspolitik niedergelegten Forschungs-
ergebnisse und Erkenntnisse werden hier in einer allgemein verständlichen
und zugleich tiefgreifenden Weise dargelegt. Das Srhwergewicht legt
der Berfasser auf die Auseinandersetzung mit den liberalistisch-marxisti-
schen Theoretikern, die den Zusammenbruch der deutschen Geburtenpvlitik
nach dem Kriege in rein materialistisrher Manier mit der Arbeitslosigkeit
zu begründen versuchten und zur ,,Rettung« Deutschlands die Geburten-

beschränkungprvpagierten. Demgegenüber weist Mühlner nach, dass der
Wille zum Kind bzw. die Angst vor dem Kind eine Frage der seelischen
Haltung und des Glaubens an die Zukunft ist, also irrationalen Momenten
entspringt, die durch wirtschaftliche Zeiterscheinungen wohl verstärkt oder

geschwächt,nicht aber letztlich bestimmt werden können. Was ·Mühlner
an Zahlen über den Rückgang der Kinderzahl und über die Bergreisung
des deutschen Volkes anführt, wie er die Bevölkerungsentwirklung
Deutschlands schildert, für den Fall, dsafz in der Haltung zum Kind
nicht ein grundlegender Wandel eintritt, das macht ohne weiteres klar,
dafz die Geburtenentwirklung der letzten zwei Jahrzehnte nicht zur wirt-

schaftlichen Gesundung und zum politischen Aufstieg, sondern zum völkischen
Selbstmord führt; dauert die Geburtenbeschränkung in dem bisherigen
Umfange an, dann würde Deutschland, das heute 65 Millionen Einwohner
zählt, im Jahre 1990 nur noch 45 Millionen Menschen aufweisen, und
darunter würden sich 11 Millionen Greise von über 60spJahren und nur

noch 8 Millionen Kinder befinden! Die Zukunft der Völker wird nicht
von der Wirtschaft bestimmt. Sie entscheidet sich auf dem Schlachtfeld
und im Kindbett, dort wo der Mann und dort, wo die Frau ihr Leben

für den Fortbestand der Ration einsetzen. Dr. K.

Aus ostdeutscher Landschaft. Der vorbildlich für den Osten arbeitende
Verlag Gräfe und Unzer, Königsberg, gibt uns ein neues Tierburh
in die Hand, das ein ostpreuszisches Bogelparadies schildert: ,,Guja.
Der See der Bögel«, von W. v. Sanden, mit 123 Abbildungen
nach Ausnahmen des Verfassers. ön allen Jahreszeiten hat Sanden den
verlandenden See mit seinem Wildschwänen, Polarseetauchern, Lach-
möven und kaum zählbaren Bogelarten beobachtet und aufs liebevollste
geschildert. Auch Blumen, Insekten, die Landschaft selbst finden hier
ihren Darsteller — man kann auch sagen: Dichter. Solch Buch macht
jedem die Heimat noch vertrauter. Es reiht sich denen Bengt Bergs
ebenbürtig an und ist für 3,75 RM ein herrliches Weihnachtsgesrhenk.

s Dr. L.

Ein Kartenroerk zur Ehristianisierung des Ostens. Die mit guten
Karten ausgestattete Schrift von Karl Koch. »Geschichte der
Ehristianisierung Deutschlands« (München, Kösel und
Pastet) gibt ein Bild von der Missionierung des Süd- und Nord-
ostens. Der katholische Verfasser miszbilligt das ..politische Christentum«
und die Methode, mit denen z. B. der Franke Karl es erzwang. Doch
kommt Karl merkwürdigerweise viel besser in seiner Beurteilung fort
als die Fürsten und Ordensritter. die das Ostland christianisierten. Ein
tieferes Berstehen für die deutsche Sendung im Osten hat der Ber-
fasser nicht, wie er überhaupt geschichtliche Vorgänge ausschließlich
unter rein geistlichen Gesichtspunkten ansieht. Den altgermanischen
Arianismus — die Form, in der die Osstgermanen zuerst das Christen-
tum empfingen und die viel arteigener war als die römische Form —

nennt er eine ,,Seuche«. So wird man der Geschichte nicht gerecht.
Trotzdem gibt die fleiszige Arbeit eine gute libersicht. Dr.?.

Athenaion-Kalender »Kultur und Natur« 1935. Akademische Ber-
lagsgesellschaft Athenaion m. b. H., Potsdam. — Wie seit Jahren wird
auch dieses Mal der mit fast 200 Bildern ausgestattete Wandkalender
zahlreiche Freunde finden. Wiedergaben bedeutender Kunstwerke aus

alter und neuerer Zeit, Ansichten aus allen Ländern, Abbildungen histo-
rischer Dokumente wechseln auf den Kalenderblättern in reicher Fülle
einander ab. Auf jedem Blatt sind die Gedenktage (Kiinstler, Dichter,
Forscher, Politiker usw.) verzeichnet.

Aus der Tragödie des deutschen Volkes. Ja, es ist eine Tragödie,
dasz die berechtigte Bewegung sdes deutschen Arbeiters im 19. Jahr-
hundert gegen den internationalen Groszkapitalismus und gegen ein
völkisch entartetes, verantwortungsloses Ausbeutertum unter rassen-
fremde Führung kam. So entstand statt eines wahren deutschen
Sozialtsmus der jüdisch geleitete Miarxismus, der den Arbeiter nicht
minder ausbeutete als ein verständnisloses Unternehmertum. Die
Grundlagen und Auswirkungen dieser Tragödie, die schlieszlich zum
Zusammen-bruch Deutschlands 1918 führten, erörtert F. Schulz in seiner
Schrift: ,-I u d e u n d A r b e i t e r«, die in engem Zusammenhang steh
mit H. Feh-st’s Bucht ,,Bolsrhewismus und Judentum«
(beide Ribelungen-Bserlag, Berlin). Die ungeheure Gefahr, der grund-
legend und erfolgreich Adolf Hitler und der Rationalsozialismus ent-
gegentrat, ist nicht nur politisch unsd wirtschaftlich zu bewerten; sie ist
nicht minder völkisch und rassisch. Wir standen in der Tat vor der
gewaltigsten Katastrophe unseres cVolkes, als im entscheidenden Augen-
blirk der Führer kam. Die Reaktion möchte sein Werk jetzt ver-

kleinern. Wer aber solche Bücher mit ihren Dokumenten in sich auf-
nimmt, kann nicht verwirrt werdens Dr. L.

Eine Geschichte aus Merklenburg. Das war ein famoser Gedanke
des merklenburgisschen Dichters Klaus Albrecht, eine Episode aus

der Geschichte Schwersins zu erzählen: ,,D e r Q u a d ux e n k r i e g".
So nannten die Schweriner jene zusammengewürfelte Soldateska, die
bis 1813 »das Mecklenburger Land knerhtete. Quaduxen, das sind auf-
geblähte Frösche oder sonstiges Kriechgetier. Wie diese Bande hauste,
wie sie anmaszend sich immer auf den ,,grofzen Kaiser« berief, auch als

dessen Stern in den Schneefeldern Ruszlands erloschen wart Gewalt
vor Rechtl Aber eigenwüchsige, frisch-frohe Jugend bäumte sich
— auch damals — auf, brachte Opfer, leitete den Freiheitskampf ein,
der dann die Knechtschaft zerbrach. Wie Albrecht zu erzählen weis-z.l
Das ist ein Buch für jung unsd für altl Zudem mit lebendigen
Bildernl Und ein Buch gerade auch für die heutige Zeitl (Berlag
des ,,R"iederdeutschen Bevbachters« in Skhtverin i. M.; geb. 2,90 RM.)
Ein prachtvolles Weihnachtsbuchl

.

Dr. O.

Bererbuug und Rasse. Bon Böalter L e h m a n n. Selbstunter-
richtsbriefe, herausgegeben vom Rustinschen Lehrinstitut, Potsdam
2. Brief mit 23 Abbildungen. 0,90 RM. Berlag Bonnesz ch Hachfeld,
Potsdam. — ön den Unterrichtsbriefen wird über Bererbung und

Rasse nicht nur doziert, sondern hier wird der Leser zur kräftigen
Mitarbeit herangezogen. Der vorliegende zweite Brief bringt zunächst
die ausführlichen Lösungen der libungsaufgsaben sowie die Antworten

auf die Priifungsfrageu über den Inhalt des ersten Briefes. Die

Darstellung geht dann ein auf dominante und rezessive Bererbung bei
einem und bei zwei Merkmalspaaren. Die Mendelschen Regeln
werden an einigen Beispielen klar herausgearbeitet und die liber-

einkstimmung zwischen den Ergebnissen der Kreuzungsversuche und den

Borstellungen von der Ehromvsomenverteilung so eingehend nach-
gewiesen, dasz dem Leser wohl keine Zweifel mehr daran bleiben,
dasz die Ehromvsomen die Träger der Erbanlagen sind. Die zahlreichen
Abbildungen unterstützenden Text auf das wirksamste.

Deutschtum im Ausland. Der Verlag Julius Beltz, Langensalza,
hat eine Reihe ausgezeichneter, mit Wappen und Bildern geschmückter
Monographien herausgebracht, herausgegeben von der Auslands-
abteilung des Zentralinstituts für Erziehung und Unterricht. Wir
nennen für die Ostgebiete: »Der Deutsche im Baltikum«

(M. Ziegler), »in Siebenbürgen« (Müller-Langenthal), ,,im
Wolgalande« (P. Sinner). ,,im Gottsrheerland« (H.
Grothe) und »in Kärnten« (E. Frobenius). Man greife zu diesen
billigen, anschaulichen Heften. — Erwähnt sei aus dem gleichen Berlag
die »Geschichte der deutschen B-vlksdichtung« von S.

Rüttgers, ein Werk, das das dichtende Deutschland zeigt, den groszen
völkischen Antrieb der Poesie — bei dem wir Ostdeutsche nur den
starken inneren Impuls unserer geschichtlichen Landschaft herausgestellt
wünschten. Denn »Blut und Boden« zeigt sich in seiner Bindung
gerade auch in der Dichtung der Ostlande. (Bgl. meine Broschüre:
»Ostmark und Aufbruch«·) Dr. L.

Bka jenseits der Grenze. Bon Richard B a h r. Hanseatische Verlags-
anstalt, Hamburg. — Ein grundlegendes Werk: Balten—- und Memel-

land, Danzig und Polen, Böhmen und der Südostraum, dazu Rords

schleswig, EupensMalmedy, Südtirol werden geschichtlich, kulturell und

politisch behandelt. Geistige Strömungen, so auch in der Dichtung.
werden mit herangezogen, um die vielseitigen Probleme zu klären. Das

Wirtschaftsleben der Bolksgruppen, ihre religiösen Belange treten

plastisch heraus. Das Buch ist reich an Material und lebensvoll ge-

schrieben; es kann ein rechtes Bolksbuch werden, das hinwirkt auf den

starken Staat als-Sach- und Marhtwalter der Ration und einer auf-
bauenden Politik. Dr. L.

Weltgeschichte. Dritter Teil: Bon Luther zu Bismarrk.
Bon Julius Koch. (Berlin, Georg Stilke.) Wir haben die ersten
beiden Teile dieser Weltgeschichte bereits früher angezeigt. Ein sehr
fleisziges Werk, bei dessen Vollendung der Berfasser die Feder aus der

Hand legte und starb. Der Geist des Buches ist bewuszt deutsch, der
0 st ma rk enfra ge widmet Koch verständnisvolleAusführungen. Den

sieghaften Durchbruch einer neuen Zeit hat er nicht mehr geschaut; aber
er starb im Glauben an das ewige Deutschland, und sein Glaube ist
inzwischen Wirklichkeit geworden. (Preis geheftet 27,50

r. L'.
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